
Über die britische Reaktion auf die „Neue Ostpolitik“ der Bundesrepublik Deutsch-
land wissen wir bisher viel weniger als über die der USA und Frankreichs. Willy Brandts
Einschätzung, sein Kurs sei in Großbritannien auf weniger Skepsis gestoßen als bei den
anderen beiden Westmächten, hallt in der Forschung nach. Dominik Geppert zeigt aber
jetzt, dass auch auf der Insel die Dinge komplizierter lagen: Alte Befürchtungen gegen-
über Deutschland beeinflussten die Rezeption der Ostpolitik ebenso wie der letztlich
entscheidende britische Pragmatismus.

Dominik Geppert

Großbritannien und die Neue Ostpolitik
der Bundesrepublik

Die Zeitgeschichtsforschung hat in den vergangenen Jahren unser Wissen über
die Neue Ostpolitik der Bundesrepublik enorm vergrößert. Im Zentrum stand
dabei zum einen die Frage nach den Wurzeln dieser Politik in den fünfziger und
frühen sechziger Jahren1 und zum anderen die Einordnung in den größeren
Zusammenhang der Ära weltweiter Entspannung im Übergang von den sechziger
zu den siebziger Jahren2. In beiden Fällen erweiterten Historiker ihre Perspektive
über den nationalen deutschen Kontext hinaus und nahmen auch die von
„Zustimmung und Irritationen“ geprägten Reaktionen und Positionen der West-
mächte in den Blick3. Dabei spielte nicht nur die „realistische“ Sicht auf natio-
nale Interessen eine Rolle, sondern zunehmend auch Fragen nach – national
unterschiedlichen – ideologischen Vorprägungen und kulturellen Wahrneh-
mungsmustern. Den USA und Frankreich wurde in diesem Kontext größere Auf-
merksamkeit geschenkt als Großbritannien, nicht nur wegen des besonderen
Charakters der Bonner Beziehungen zu Washington und Paris als zentralen Part-
nern im atlantischen Bündnis beziehungsweise der Europäischen Gemeinschaft,

1 Vgl. Wolfgang Schmidt, Kalter Krieg, Koexistenz und kleine Schritte. Willy Brandt und die
Deutschlandpolitik 1948–63, Wiesbaden 2001; ders., Die Wurzeln der Entspannung. Der kon-
zeptionelle Ursprung der Ost- und Deutschlandpolitik Willy Brandts in den fünfziger Jahren,
in: VfZ 51 (2003), S. 521–563; Gottfried Niedhart, The East-West Problem as Seen from Berlin:
Willy Brandt’s Early Ostpolitik, in: Wilfried Loth (Hrsg.), Europe, Cold War and Co-existence
1953–1965, London 2004, S. 285–296.
2 Vgl. den Überblick von Gottfried Niedhart/Oliver Bange, Die „Relikte der Nachkriegszeit“
beseitigen. Ostpolitik in der zweiten Formationsphase der Bundesrepublik Deutschland im
Übergang von den Sechziger- zu den Siebzigerjahren, in: Archiv für Sozialgeschichte 44
(2004), S. 415–448.
3 Vgl. Gottfried Niedhart, Zustimmung und Irritationen. Die Westmächte und die deutsche
Ostpolitik 1969/70, in: Ursula Lehmkuhl u. a. (Hrsg.), Deutschland, Großbritannien, Amerika.
Politik, Gesellschaft und internationale Geschichte im 20. Jahrhundert. Festschrift für Gustav
Schmidt, Stuttgart 2003, S. 227–245.
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sondern auch weil John F. Kennedy und Charles de Gaulle als wichtige konzeptio-
nelle Wegbereiter der Détentepolitik galten4.

Dementsprechend liegen zu den amerikanischen und französischen Reaktio-
nen auf die deutsche Ostpolitik seit längerem monographische Untersuchungen
vor5, während es zur britischen Einstellung lediglich zwei Überblicke in Aufsatz-
form gibt, die sich thematisch auf die politisch-diplomatische Führungsebene in
London und chronologisch auf die Jahre 1967 bis 1971 beziehungsweise 1969 bis
1975 beschränken6. Daher wissen wir über die Herausbildung der britischen Posi-
tion weniger als über Frankreich und die USA: Das gilt für die Entwicklung im
Verlauf der fünfziger und sechziger Jahre ebenso wie für die Frage nach Wandel
oder Kontinuität bei der Wahrnehmung deutscher Ostpolitik und die Funktion
der Öffentlichkeit – von den Medien bis zu den politischen Parteien – bei der
Ausprägung der britischen Haltung. Zur Charakterisierung der britischen Posi-
tion folgten die meisten Historiker der Einschätzung Willy Brandts, der 1989 in
seinen Erinnerungen notierte, das Misstrauen gegen die von ihm initiierte Politik
sei nach seinem Eindruck in London geringer ausgeprägt gewesen als in
Washington oder Paris7. In Zuspitzung von Brandts Urteil heißt es in einem der
jüngsten wissenschaftlichen Beiträge zum Thema, „that British voices from the
left to the right supported Ostpolitik and were far less sceptical than American or
French observers. [. . .] British politicians proved to be highly supportive of a
policy they had long believed to be the correct one.“8

Eine genauere Analyse der britischen Regierungsakten macht jedoch deutlich,
dass die Dinge auch in London komplizierter lagen. Im Folgenden werden
zunächst skizzenhaft die Einschätzungsunterschiede zwischen der Bundesregie-
rung und der Londoner Führung in der Zeit der Großen Koalition zwischen
1966 und 1969 beleuchtet. Darauf folgt eine eingehendere Untersuchung der
britischen Sicht auf den Abschluss des Moskauer Vertrages zwischen der Bundes-

4 Vgl. Arne Hofmann, The Emergence of Détente in Europe: Brandt, Kennedy and the Forma-
tion of Ostpolitik, London 2006; ders., Small Steps towards New Frontiers? Ideas, Concepts and
the Emergence of a Détente Strategy in the Thinking of Willy Brandt and John F. Kennedy, in:
Historical Research 79 (2006), S. 429–449; Maurice Vaïsse, La Grandeur. Politique étrangère
du général de Gaulle 1958–1969, Paris 1998.
5 Vgl. Andreas Wilkens, Der unstete Nachbar. Frankreich, die deutsche Ostpolitik und die Ber-
liner Vier-Mächte-Verhandlungen 1969–1974, München 1990; Stephan Fuchs, „Dreiecksverhält-
nisse sind immer kompliziert“. Kissinger, Brandt und die Ostpolitik, Hamburg 1999; Markus
Bernath, Wandel ohne Annäherung. Die SPD und Frankreich in der Phase der neuen Ostpoli-
tik 1969–1974, Baden-Baden 2001.
6 Vgl. Roger Morgan, Willy Brandt’s „Neue Ostpolitik“: British Perceptions and Positions,
1969–1975, in: Adolf M. Birke u. a. (Hrsg.), An Anglo-German Dialogue: the Munich Lectures
on International Relations, München 2000, S. 179–200; Gottfried Niedhart, The British Reac-
tion towards Ostpolitik. Anglo-West German Relations in the Era of Détente 1967–1971, in:
Christian Haase (Hrsg.), Debating Foreign Policy. The Public and British Foreign Policy since
1867, Berlin 2003, S. 130–152.
7 Vgl. Willy Brandt, Erinnerungen, Berlin 1989, S. 189.
8 Stefan Berger/Norman LaPorte, Ostpolitik before Ostpolitik: The British Labour Party and
the German Democratic Republic (GDR), 1955–1964, in: European History Quarterly 36
(2006), S. 396–420, hier S. 409 u. S. 415.
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republik und der Sowjetunion im Sommer 1970, der als Herzstück der Ostpolitik
der sozial-liberalen Koalition gelten kann. Dabei wird zu zeigen sein, dass die
außenpolitischen Eliten Großbritanniens den Vertrag zunächst durchaus mit Arg-
wohn betrachteten und in Denkmuster einordneten, die von überkommenen
historischen Vorurteilen nicht frei waren. Angesichts der Langlebigkeit derartiger
historisch bedingter Sorgen drängt sich die Frage auf, in welchem Verhältnis
zueinander überkommene Perzeptionsschemata und pragmatische Interessen-
wahrnehmung standen: Warum unterstützte London die westdeutsche Ostpolitik
trotz der skizzierten Zweifel? Wieso funktionierte die deutsch-britische Zusam-
menarbeit in den Jahren der Ostpolitik weitgehend reibungsfrei, obwohl doch
offenkundig alte Befürchtungen und Vorurteile über Deutschland keineswegs ver-
schwunden waren? Diesen Fragen geht der zweite Teil des Beitrags nach, indem
er nicht nur auf den pro-zyklischen Charakter der Neuen Ostpolitik der Bundes-
republik verweist, sondern auch auf die Dialektik deutscher Ost- und britischer
Europapolitik, auf den Personen- und Generationswechsel in der britischen Poli-
tik und Diplomatie, auf die wirtschaftlichen Überlegungen der britischen Regie-
rung und nicht zuletzt auf die Rezeption bundesdeutscher Ostpolitik in den poli-
tischen Parteien und den Medien Großbritanniens.

I. Interessendivergenzen und historische Belastungen

Großbritannien, die Sowjetunion und die Ostpolitik der Großen Koalition

Die Haltung der außenpolitischen Eliten Großbritanniens gegenüber der Sowjet-
union blieb auch im beginnenden Entspannungszeitalter von tiefem Misstrauen
geprägt. Das lag nicht zuletzt an den gewaltigen Rüstungsanstrengungen, die
man in der UdSSR nach dem erzwungenen Rückzug Nikita Chruschtschows und
dem als demütigend empfundenen Ausgang der Kuba-Krise in der zweiten Hälfte
der sechziger Jahre unternommen hatte. Innerhalb von fünf Jahren war das
sowjetische Verteidigungsbudget um wenigstens ein Drittel angewachsen; manche
Experten sprachen sogar von einer Verdoppelung des Militärhaushaltes9. Beson-
ders argwöhnisch beobachtete man in London den Ausbau sowjetischer Positio-
nen im Mittelmeer, im Nahen Osten und im Indischen Ozean: Regionen, die aus
historischen wie strategischen und handelspolitischen Gründen zu den besonde-
ren Interessengebieten britischer Außenpolitik zählten10. Hinzu kam ein bis in
die zweite Hälfte der sechziger Jahre zurückreichender, zäher Streit über die
Spionagetätigkeit von Angehörigen der sowjetischen Botschaft in London, der

9 Offiziell wuchsen die Militärausgaben von neun auf 13 Milliarden Rubel, einige westliche
Experten bezifferten das Wachstum sogar mit einem Anstieg von 30 auf 42 Milliarden Rubel.
Außerdem vermehrte sich die Zahl strategischer Waffen im sowjetischen Arsenal zwischen
1964 und 1970 von etwa 472 auf 1.470; die jährliche Produktion von Panzern stieg von 3.100
(1966) auf mehr als 4.250 (1970). Zahlen bei David Holloway, The Soviet Union and the Arms
Race, New Haven/CT 1983, S. 58–60, S. 114 u. S. 122.
10 Siehe Documents on British Policy Overseas, Reihe 3 (DBPO III), Bd. I: Britain and the
Soviet Union, 1968–1972, London 1997, S. 4.
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1971 mit der Ausweisung von 105 mutmaßlichen Geheimagenten endete11. Eine
Politik westlicher Entspannungsvorleistungen schien aus dieser Perspektive unan-
gebracht, zumal Großbritannien weniger direkt von einem Abbau ost-westlicher
Spannungen profitierte als die Bundesrepublik mit ihren deutschlandpolitischen
Sonderinteressen oder die an Rüstungskontrollverhandlungen mit der Sowjet-
union interessierten USA sowie Frankreich, das unter de Gaulle eine eigenstän-
dige détente betrieb, um seinen außenpolitischen Spielraum gegenüber den Verei-
nigten Staaten zu vergrößern. Zugleich waren sich die britischen Diplomaten der
Tatsache bewusst, dass ihre kritischere Haltung („tougher and more outspoken
than other NATO governments“) es der Sowjetunion erleichterte, den Westen
auseinanderzudividieren12.

Ähnliche Überlegungen hatten am Anfang der ostpolitischen Neuorientierung
in der Großen Koalition aus Union und SPD gestanden, die am 1. Dezember
1966 in der Bundesrepublik mit Kurt Georg Kiesinger als Bundeskanzler und
Willy Brandt als Außenminister gebildet wurde. Schon im Oktober hatte der
damalige Staatssekretär im Auswärtigen Amt Karl Carstens, der kurz darauf als
außenpolitischer Berater Kiesingers ins Kanzleramt überwechselte, in einem
Memorandum davor gewarnt, Bonns Deutschlandpolitik drohe zunehmend mit
der Ostpolitik der westlichen Verbündeten in Konflikt zu geraten und die Bun-
desrepublik zu isolieren13. Die Schlussfolgerung, die man in Bonn aus dieser
Erkenntnis zog, bestand darin zu akzeptieren, dass Fortschritte in den Ost-West-
Beziehungen künftig nicht länger die Lösung der Deutschen Frage zur Vorausset-
zung haben konnten, sondern dass umgekehrt erst eine allgemeine Entspannung
in Europa Verbesserungen in Deutschland möglich machen würde. Daher strebte
die Große Koalition eine Normalisierung der Beziehungen zur Sowjetunion auf
der Basis des Gewaltverzichts und der Aufnahme voller diplomatischer Beziehun-
gen zu den Staaten des Warschauer Paktes an. Dies lief auf eine stillschweigende
Aushöhlung der Hallstein-Doktrin hinaus, wie die Vereinbarungen zur Aufnahme
diplomatischer Beziehungen mit Jugoslawien und Rumänien 1967/68 zeigten14.

In London unterstützte man diese Politik, veranschlagte ihre Erfolgsaussichten
allerdings recht gering. Grund zur Skepsis sah man vor allem in dem Umstand,
dass die DDR nicht in den Neuansatz einbezogen war und die Bundesregierung
weiterhin am Alleinvertretungsanspruch festhielt. Der britische Botschafter in
Bonn, Frank Roberts, würdigte in einem Bericht vom August 1967 die Bemühun-

11 Vgl. ebenda, besonders Nr. 19, S. 91–93, Nr. 76 u. Nr. 77, S. 388–396.
12 Ebenda, Nr. 16, S. 84, Anm. 8.
13 Vgl. Hartmut Philippe, „The Germans Hold the Key“. Anglo-German Relations and the
Second British Approach to Europe, Augsburg 2007, S. 51, Anm. 8; zum Hintergrund vgl. Phi-
lipp Gassert, Kurt Georg Kiesinger. Ein Kanzler zwischen den Zeiten, Stuttgart 2006; Klaus
Schönhoven, Wendejahre. Die Sozialdemokratie in der Zeit der Großen Koalition, Bonn 2004;
Dirk Krögel, Einen Anfang finden! Kurt Georg Kiesinger in der Außen- und Sicherheitspolitik
der Großen Koalition, München 1997.
14 Vgl. Gottfried Niedhart, Ostpolitik: The Role of the Federal Republic of Germany in the Pro-
cess of Détente, in: Carole Fink u. a. (Hrsg.), 1968: The World Transformed, Cambridge 1998,
S. 173–192.
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gen der Großen Koalition um eine Kurskorrektur, wies aber zugleich auf den fort-
bestehenden Widerspruch zwischen der Neuen Ostpolitik der Bundesregierung
und dem Festhalten an der überkommenen Deutschlandpolitik hin. Entspre-
chend wenig überrascht zeigte man sich in London, dass Anfang 1968 ostdeut-
scher und auch polnischer Druck auf die Sowjetunion und die anderen osteuro-
päischen Staaten zu einer erneuten Verhärtung der kommunistischen Positionen
führte, die sich im Zuge der Niederschlagung des Prager Frühlings zu einer
regelrechten Kampagne gegen die Bundesrepublik ausweitete15.

Zugespitzt kann man sagen, dass es der britischen Regierung in dieser Phase
besonders leicht fiel, die Neue Ostpolitik der Großen Koalition vorbehaltlos zu
unterstützen, eben weil deren Erfolgsaussichten begrenzt schienen. Als sich das
mit der Bildung der sozial-liberalen Koalition und der Wahl Willy Brandts zum
Bundeskanzler im Herbst 1969 änderte, diskutierte man im britischen Kabinett
ernsthaft die Gefahr, bei einem möglichen Wettlauf nach Moskau ins Hintertref-
fen zu geraten. Nachdem die Bundesrepublik größere ost- und deutschlandpoliti-
sche Beweglichkeit an den Tag legte, die Vereinigten Staaten bilaterale Gespräche
mit der Sowjetunion über die Begrenzung strategischer Atomwaffen (SALT) auf-
genommen hatten und auch Frankreich sich für ein System bilateraler Kontakte
mit der UdSSR ausgesprochen hatte, während von London keine vergleichbaren
Initiativen ausgegangen waren, drohte Großbritannien – und nicht mehr die
Bundesrepublik – der Unbeweglichkeit und des mangelnden Enthusiasmus für
eine Entspannung zwischen Ost und West geziehen zu werden16.

Der Edmonds-Zwischenfall in Moskau im August 1970

Vor diesem Hintergrund wurde das, was Gottfried Niedhart treffend als die „revi-
sionistischen Elemente“ der Neuen Ostpolitik der Bundesrepublik beschrieben
hat, in Großbritannien skeptisch betrachtet17. Anders als die Bundesrepublik
hatte das Land kein Interesse an einer grundlegenden Veränderung des außen-
politischen Koordinatensystems. Das bipolare System des Kalten Krieges hatte sei-
nen nationalen Interessen gut entsprochen. Als Siegermacht des Zweiten Welt-
krieges und als ältester Verbündeter der USA kämpfte Großbritannien sozusagen
über seiner Gewichtsklasse. Trotz wirtschaftlicher Schwierigkeiten und trotz des
Verlustes seines Empires hatte es im Kalten Krieg lange Zeit wenigstens die Illu-
sion des alten Großmachtstatus aufrechterhalten können. Insignien dieses Status
waren nicht zuletzt der Besitz eigener Nuklearstreitkräfte und die Siegerrechte in
Berlin und Deutschland18.

15 Vgl. Niedhart, British Reaction, in: Haase (Hrsg.), Debating Foreign Policy, S. 137–139.
16 Auszug aus Schlussfolgerungen der Kabinettssitzung vom 11. 12. 1969, abgedruckt in: DBPO
III, Bd. I, Nr. 39, S. 197–200, hier S. 199.
17 Vgl. Gottfried Niedhart, Revisionistische Elemente und die Initiierung friedlichen Wandels
in der neuen Ostpolitik 1967–1974, in: Geschichte und Gesellschaft 28 (2002), S. 233–266.
18 Vgl. Ian Clark, Nuclear Diplomacy and the Special Relationship. Britain’s Deterrent and
America, 1957–1962, Oxford 1994; Brian White, Britain, Détente and Changing East-West Rela-
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Entsprechend misstrauisch reagierten Beamte des britischen Außenministeri-
ums auf die Anfänge der Neuen Bonner Ostpolitik. Sir Thomas Brimelow, Unter-
staatssekretär im Foreign and Commonwealth Office, schrieb im Februar 1970 an
den britischen Botschafter in Moskau, Sir Duncan Wilson, die bundesrepublikani-
sche Ostpolitik könne in Zukunft sowohl die britischen Interessen in der Deut-
schen Frage als auch die britische Position in Berlin gefährden19. Fünf Monate
später bemerkte Staatssekretär Sir Denis Greenhill, er habe das ungute Gefühl,
man werde von den Deutschen bewusst in eine Situation hineinmanövriert, in
der britische Rechte fundamental berührt würden. Diese Bemerkung bezog sich
vor allem auf die Wechselwirkung zwischen den deutschen Verhandlungen mit
Moskau und den Berlin-Verhandlungen der Vier Mächte, die im März 1970
begonnen hatten20. Zu Spannungen kam es immer dann, wenn die britische
Seite den Eindruck gewann, der Tatendrang der Deutschen entwinde britischen
Händen das Heft des Handelns und gefährde die Siegerrechte Großbritanniens
in Berlin und „Deutschland als Ganzem“21.

Insbesondere fürchteten die Briten wie auch die Franzosen und Amerikaner,
dass es bei der Aushandlung des Moskauer Vertrages zu keiner ausdrücklichen,
schriftlich fixierten Erklärung der Sowjetunion kommen könnte, die den Fortbe-
stand alliierter Rechte in Gesamtdeutschland auch nach Inkrafttreten des Vertra-
ges zwischen der Bundesrepublik und der Sowjetunion bestätigte. Zwar bemühte
sich die deutsche Delegation um Außenminister Walter Scheel und den Staats-
sekretär im Bundeskanzleramt Egon Bahr, die am 26. Juli in Moskau eintraf, in
zähen Verhandlungen vom sowjetischen Außenminister Andrej Gromyko eine
derartige Zusicherung zu erhalten; doch stellten sich die Sowjets auf den Stand-
punkt, dass die Rechte der Siegermächte in einem Vertrag mit der Bundesrepu-
blik nichts zu suchen hätten und auch in keinem Vertrag Bonns mit den West-
mächten in beiderseitig bindender Form aufgetaucht seien22. Das einzige Zuge-
ständnis, zu dem sich Gromyko bereitfand, war eine mündliche Erklärung
zusammen mit Scheel am 6. August, einen Tag vor der geplanten Paraphierung

tions, London 1992, Kapitel 6; Elizabeth Barker, Britain in a Divided Europe, 1945–1970, Lon-
don 1971, Kapitel 20–22.
19 Brimelow an Wilson (Moskau), 13. 2. 1970, auszugsweise abgedruckt in: DBPO III, Bd. I,
S. 243, Anm. 2.
20 Greenhill-Memorandum, 13. 7. 1970, zit. in: Ebenda, S. 242; vgl. auch Morgan, „Neue Ostpo-
litik“, in: Birke u. a. (Hrsg.), An Anglo-German Dialogue, S. 180.
21 Vgl. Ruete an AA, 4. 12. 1969, in: Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutsch-
land (AAPD) 1969, Bd. II, bearb. von Franz Eibl und Hubert Zimmermann, München 2000, Nr.
386, S. 1361; Aufzeichnung von Stadens, 8. 10. 1971, in: AAPD 1971, Bd. III, bearb. von Martin
Koopmann, Matthias Peter und Daniela Taschler, München 2002, Nr. 340, S. 1512.
22 Gespräch Scheels mit den Vertretern der drei westlichen Alliierten in Moskau, 6. 8. 1970, in:
AAPD 1970, Bd. II, bearb. von Ilse Dorothee Pautsch, Daniela Taschler, Franz Eibl, Frank Hein-
lein, Mechthild Lindemann und Matthias Peter, München 2001, Nr. 372, S. 1405 f.; The Natio-
nal Archives of the United Kingdom (künftig: TNA), FCO33/1028, Bl. 4 f., Bericht von
Edmonds über Sowjetisch-deutschen Vertrag, 2. 9. 1970. Zum innenpolitischen Kontext in der
Bundesrepublik vgl. auch Julia von Dannenberg, The Foundations of Ostpolitik. The Making
of the Moscow Treaty between West Germany and the USSR, Oxford 2008.
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des Vertrages, in der von der „Frage der Rechte der Vier Mächte“ die Rede war.
Das erschien aus britischer Sicht allzu unverbindlich, vage und missverständlich.
Die Vorbehalte gingen so weit, dass der Gesandte Robert H. Edmonds, der
damals in Abwesenheit von Botschafter Wilson die britischen Interessen in der
UdSSR vertrat, noch in derselben Nacht um ein Gespräch in der Deutschen Bot-
schaft bat und Scheel drängte, die anstehende Paraphierung aufzuschieben,
damit die Regierungen der drei westlichen Alliierten Gelegenheit erhielten, den
Vertragstext genau zu studieren. Scheel, der Edmonds Ansinnen zurückwies und
den Vertrag wie geplant abzeichnete, hat diese Nachtsitzung rückblickend als die
dramatischste politische Situation seiner Amtszeit als Außenminister bezeich-
net23.

In Bonn tendierte man dazu, den Vorfall als Alleingang eines übereifrigen
Adlatus abzutun. Paul Frank, der Scheel als frisch ernannter Staatssekretär im
Auswärtigen Amt nach Moskau begleitet hatte, fragte sich im Rückblick, „ob die-
ser freundliche Diplomat nicht ,Hauptmann von Köpenick‘ spielte und ob er
überhaupt von seiner Regierung entsprechende Anweisung hatte“24. Die inzwi-
schen zugänglichen britischen Regierungsakten machen jedoch deutlich, dass
Edmonds’ Vorbehalte in London geteilt wurden und dass dieser sein Vorgehen
nicht nur mit seinen französischen und amerikanischen Kollegen in Moskau eng
abgestimmt hatte, sondern auch von seiner Londoner Zentrale ausdrücklich ent-
sprechend instruiert worden war25. Der Gesandte war aufgrund seiner Beobach-
tung des Fortgangs der Verhandlungen zu dem Schluss gekommen, dass sowohl
Bahr als auch Frank und letztlich auch Scheel den alliierten Vorbehaltsrechten
keine besondere Priorität in den Verhandlungen mit der sowjetischen Seite ein-
räumten. Für sie sei es in erster Linie darum gegangen, solche Änderungen
durchzusetzen, die für die Gewinnung einer Mehrheit im Bundestag entschei-
dend waren, wozu die alliierten Rechte in Bezug auf Gesamtdeutschland nicht
gehörten, wohl aber der Wiedervereinigungsvorbehalt und die Berlin-Frage. „The
primary German objective“, bilanzierte er in einem Bericht an seine Londoner
Zentrale, „was therefore quite different – understandably so – from that of the
three governments [in Washington, Paris und London].“26

Das Problem für die Alliierten bestand darin, dass Bahr und Scheel in Moskau
direkt mit den Sowjets verhandeln konnten, während sich die westlichen Diplo-
maten in der sowjetischen Hauptstadt sowohl untereinander als auch mit den
Regierungen in ihren jeweiligen Heimatländern abstimmen mussten und
zugleich Rücksicht auf den Fortgang der Berlin-Verhandlungen zu nehmen hat-
ten, die parallel in Bonn stattfanden. Das versetzte sie in der hektischen End-
phase der Verhandlungen zwischen Scheel und Gromyko, die von der sowjeti-
schen Seite mit großer Geschwindigkeit vorangetrieben wurden, in die ungüns-

23 Vgl. Arnulf Baring, Machtwechsel. Die Ära Brandt–Scheel, Stuttgart 1983, S. 346.
24 Paul Frank, Entschlüsselte Botschaft. Ein Diplomat macht Inventur, Stuttgart 1981, S. 300.
25 Siehe hierzu und zum Folgenden Anthony J. Nicholls, Always Good Neighbours – Never
Good Friends? Anglo-German Relations 1949–2001, London 2005, S. 11–16.
26 TNA, FCO33/1026, Edmonds an Bendall, 8. 8. 1970.
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tige Lage, nicht schnell genug auf Veränderungen reagieren zu können. Konzer-
tierter Druck auf die westdeutsche Delegation war auf diese Weise kaum auszu-
üben. Im britischen Fall kamen Schwierigkeiten bei der Übertragung telegrafi-
scher Botschaften von und nach London hinzu, die durch einen Bummelstreik
der damit beauftragten Angestellten des „Diplomatic Wireless Service“ verursacht
wurden. Die Übermittlung einer persönlichen Nachricht des britischen Außenmi-
nisters Sir Alec Douglas-Home, der seinen Bonner Amtskollegen am 6. August
noch einmal eindringlich bat, keinen Vertrag zu paraphieren, in dem der Verweis
auf die Siegerrechte fehlte, wurde auf diese Weise um entscheidende Stunden
verzögert27.

Diese Kommunikationspannen führte das britische Foreign Office gegenüber
dem sichtbar verstimmten Auswärtigen Amt ins Feld, um Edmonds’ Verhalten zu
erklären, das Brimelow in einem Brief an Frank als „persönliche Erkundigung“
des Moskauer Gesandten charakterisierte. Hätte Edmonds nicht solche Schwierig-
keiten mit der Nachrichtenübermittlung gehabt, so Brimelow, hätte er sich nicht
genötigt gesehen, seine Anfrage vorzubringen: „As it was, your arguments against
any postponement of the initialling of the Treaty were seen to be compelling,
and they were accepted without reserve.“28 Schadensbegrenzung dieser Art
erschien umso dringlicher, als das Hamburger Magazin Der Stern den Moskauer
Zwischenfall mittlerweile öffentlich gemacht hatte. In der ersten Kabinettssitzung
nach seiner Rückkehr aus der Sowjetunion, so Der Stern, habe Scheel seine Kolle-
gen darüber informiert, wie der Zeitplan der Verhandlungen in Moskau in letzter
Minute beinahe über den Haufen geworfen worden wäre – nicht durch die
Sowjets, sondern durch Großbritannien. Scheel habe in der Ministerrunde
betont, so der Artikel, wie sehr die Bundesrepublik von der UdSSR bei den
Gesprächen als gleichrangiger Partner behandelt worden sei, wohingegen die Bri-
ten bis zum Schluss bestrebt gewesen seien, „to withhold the right of equality“29.
Damit war das Magazin auch nicht weiter von der Wahrheit entfernt als Brimelow
in seinem gedrechselt formulierten Schreiben an Staatssekretär Frank: Das briti-
sche Außenministerium führte die Urteilskraft eines einzelnen Diplomaten und
die Streikneigung der britischen Arbeitnehmerschaft ins Feld, um davon abzulen-
ken, dass der Gesandte eindeutige Instruktionen erhalten hatte, so zu handeln,
wie er es tat. Während man Edmonds nach außen hin den Schwarzen Peter
zuschob, bescheinigte man ihm intern, sich unter schwierigsten Bedingungen
bestmöglich aus der Affäre gezogen zu haben30.

27 Ebenda.
28 TNA, FCO33/1027, Brimelow an Frank, 15. 8. 1970.
29 Wiedergabe des Stern-Artikels im Bericht von Richards (Botschaft Bonn), in: TNA, FCO33/
1026, Richards an Foreign Office (FO), 13. 8. 1970.
30 Einschätzung von Staatssekretär Greenhill, zit. in: TNA, FCO33/1028, McCluney (FCO) an
Daunt, 19. 8. 1970.
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Die britische Einschätzung des Moskauer Vertrages

Dieser Zwischenfall, der ohne weitergehende diplomatische Folgen blieb, wäre
kaum von Belang, wenn er nicht ein bezeichnendes Schlaglicht auf die Haltung
des britischen außenpolitischen Establishments in der Anfangsphase der Neuen
Ostpolitik werfen würde. Knapp eine Woche nachdem Scheel und Gromyko den
Vertrag in Moskau paraphiert hatten, forderte Premierminister Edward Heath,
der im Juni den Labour-Politiker Harold Wilson an der Regierungsspitze abgelöst
hatte, vom Foreign Office eine umfassende Einschätzung des deutsch-sowjeti-
schen Vertragswerks: „[Is] this from our point of view a satisfactory document?
Who in our judgement has got most out of it? What do we see flowing from it?“31

Die ausführliche Analyse, die Edmonds zwei Wochen später zur Beantwortung
dieser Fragen nach London sandte, gelangte zu dem Ergebnis, dass kurz- und
mittelfristig Moskau, nicht Bonn die größeren Vorteile auf seiner Seite hatte; die
einzige Ausnahme stellte in Edmonds’ Augen die ausdrückliche Anerkennung
der DDR dar, zu der sich die Bundesregierung nicht bereitgefunden hatte.
Ansonsten habe sich die Sowjetunion durchgesetzt, insbesondere in der Frage
der Grenzziehung in Mitteleuropa, bei der sie förmliche deutsche Zugeständnisse
erreicht habe, hinter die kein Bundeskanzler mehr zurückkönne. Umgekehrt
seien die alliierten Vorbehaltsrechte in Bezug auf Berlin und Deutschland als
Ganzes nicht in einer irgendwie bindenden Form festgehalten worden. Auch der
Brief zur deutschen Einheit, auf den die Bundesregierung Wert gelegt hatte, sei
außerhalb des Vertragswerks geblieben und von der Sowjetregierung nicht einmal
offiziell entgegengenommen worden: „Although they have been careful not to
say so in public, the Russians must be privately congratulating themselves on
having won their essential points on the central issues of the German question,
so laboriously argued for 20 years.“32

Hinzu kamen aus Edmonds’ Sicht ökonomische Vorteile für Moskau durch
den verbesserten Zugang zu westdeutscher Technologie und engere Wirtschafts-
kontakte; schon jetzt exportiere die Bundesrepublik mit 298 Millionen Rubel
jährlich soviel wie kein anderes westliches Land in die UdSSR. Gleichzeitig boten
bilaterale Vereinbarungen wie der Moskauer Vertrag der Sowjetunion die Mög-
lichkeit, den Vertiefungs- und Erweiterungsprozess der Europäischen Integration
zu hintertreiben. In diesem Sinne interpretierte der Gesandte eine Äußerung
von KPdSU-Generalsekretär Leonid Breschnew gegenüber Brandt, die der deut-
sche Botschafter Allardt seinen westlichen Kollegen in Moskau mitgeteilt hatte:
„You Germans are the greatest country in Europe“, soll Breschnew gesagt haben.
„It is time for you to play your part.“ Auf strategischer Ebene schließlich erlaube
es der neue Vertrag der UdSSR, Truppenkontingente aus Mitteleuropa in den
Fernen Osten an die Grenze zu China zu verlegen33.

31 TNA, FCO33/1027, Moon (Privatsekretär des Premierministers) an Barrington (FCO), 12. 8.
1970.
32 TNA, FCO33/1028, Bericht über den sowjetisch-deutschen Vertrag vom 12. 8. 1970, 25. 8.
1970, Abschnitte 6 u. 7.
33 Ebenda, Abschnitte 8–10.
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Während Edmonds die sowjetischen Vorteile auf mehr als fünf Manuskriptsei-
ten ausbreitete, benötigte er für den langfristigen Nutzen, den der Moskauer Ver-
trag der westlichen Seite einzubringen versprach, nur zwei Seiten: An erster Stelle
nannte er die Beendigung einer Belagerungsmentalität in Osteuropa sowie den
Tod des deutschen Schreckgespenstes, das nach 1945 die Regierungen gerade in
Polen und der Tschechoslowakei an die UdSSR zu binden geholfen hatte. Wenn
sich die Beziehungen der osteuropäischen Staaten zu Westdeutschland ent-
krampften, könne dies der Stabilisierung Mitteleuropas nur zuträglich sein34.

Aus britischer Sicht würden diese Vorzüge freilich durch negative Rückwirkun-
gen des sowjetisch-deutschen Vertrages auf die bilateralen Beziehungen zwischen
Moskau und London teilweise wieder entwertet, so Edmonds. Zum einen drohte
eine beträchtliche Expansion des westdeutschen Handels mit der UdSSR auf
Kosten anderer westlicher Staaten zu gehen, was gerade auch Großbritannien
traf; britische Unternehmer müssten mit einer verschärften westdeutschen Kon-
kurrenz rechnen und mit einem verminderten Interesse der Sowjets auf den Fel-
dern wirtschaftlicher, wissenschaftlicher und technologischer Zusammenarbeit
mit dem Vereinigten Königreich. Zum anderen zeichne sich ein Szenario ab, bei
dem mit Frankreich und der Bundesrepublik die beiden mächtigsten Mitglieds-
staaten der Europäischen Gemeinschaften über Sonderbeziehungen („a special
relationship“) mit der Sowjetunion verfügten, was zu unabsehbaren Konsequen-
zen für die britischen Beziehungen zur EWG führen könne35. Insgesamt bewer-
tete Edmonds den Moskauer Vertrag aus britischer Perspektive trotz allem als
halbwegs zufriedenstellend. Bundeskanzler Brandt habe mit einer Politik des kal-
kulierten Risikos nichts aufgegeben, was Deutschland nicht schon längst verspielt
gehabt hätte, und die britische Regierung habe gut daran getan, ihn dabei voll
zu unterstützen36.

Angesichts der vorangegangenen Argumentationskette und der Gewichtung
der Vor- und Nachteile für die verschiedenen beteiligten Staaten konnte diese
vorsichtig optimistische Gesamtwürdigung kaum als uneingeschränkter Beifall für
das Vertragswerk gelten, zumal der Gesandte sie unter den Vorbehalt stellte, dass
die westlichen Alliierten ein wirklich zufriedenstellendes Abkommen mit der
UdSSR in der Berlin-Frage erzielten. Der bezeichnende Unterschied in der Beur-
teilung des Moskauer Vertrages („reasonably satisfactory“) und den Anforderun-
gen, die an das Berlin-Abkommen der Siegermächte gestellt wurden („really satis-
factory“), dürfte den Beamten in Whitehall nicht entgangen sein. Um ganz
sicherzugehen, vermerkte Edmonds auch noch die bereits erkennbare westdeut-
sche Bereitschaft, sich mit Blick auf die Berlin-Frage mit halben Lösungen zufrie-
denzugeben37.

Mit dieser Bewertung rannte der Moskauer Gesandte in London offene Türen
ein. Brimelow hatte bereits zehn Tage zuvor in einem Memorandum notiert,

34 Ebenda, Abschnitte 11–13.
35 Ebenda, Abschnitt 15.
36 Ebenda, Summary.
37 Ebenda, Abschnitt 17.
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wenn die Bonner Regierung aus innenpolitischen Gründen danach strebe, die
Ratifizierung des Vertrages zügig voranzutreiben, könne es leicht geschehen, dass
sie Amerikaner, Franzosen und Briten dazu dränge, einen Ausgang der Berlin-
Verhandlungen zu akzeptieren, der „less than satisfactory“ sei38. Die Befürchtung
des Unterstaatssekretärs deckte sich mit der Einschätzung, zu der Premierminis-
ter Heath ein gutes Jahr später, im September 1971, gelangte, als man ihm das
fertige Vier-Mächte-Abkommen über Berlin vorlegte. Er widersprach seinem
Außenminister, Douglas-Home, der das Abkommen in seinem Bericht als „a fair
bargain for the three powers and the Federal Government“ bezeichnet hatte. Das
Berlin-Abkommen sei alles andere als ein guter Handel, so Heath. „What has hap-
pened is that the Soviet Union having de facto removed the rights which we and
our allies are entitled de jure, has now succeeded in securing considerable benefits
for itself and the GDR by promising to restore them in part.“39

Die historische Dimension der britischen Vorbehalte

In all diesen Überlegungen schwangen stets auch Sorgen vor einer Neuauflage
der deutsch-sowjetischen Kooperation aus der Zwischenkriegszeit mit. Die Furcht
vor der Unzuverlässigkeit der deutschen Diplomatie und die Angst, Deutschland
und die Sowjetunion könnten gegen den Willen des Westens zu enger Zusam-
menarbeit zurückfinden, prägten die Politik Großbritanniens in Mitteleuropa
weit über 1945 hinaus und hallten noch in den Diskussionen über die Anfänge
der sozial-liberalen Ostpolitik zu Beginn der siebziger Jahre deutlich vernehmbar
nach40. Edmonds sprach diese unterschwelligen Ängste in seiner Analyse explizit
an, indem er daran erinnerte, dass die Sowjetunion beim Abschluss des Moskauer
Vertrages der symbolischen Bedeutung von Gedenktagen großen Stellenwert ein-
geräumt hatte. Die Unterzeichnung durch Brandt und den sowjetischen Minister-
präsidenten Alexei Nikolajewitsch Kossygin am 12. August trennte nur 24 Stun-
den vom neunten Jahrestag des Mauerbaus41. Die förmliche Zustimmung der
eigens nach Moskau gereisten Staats- und Parteichefs der Warschauer Pakt-Staa-
ten fand am 23. August statt, als sich der Molotow-Ribbentrop-Pakt zum 31. Mal
jährte, was aus Edmonds Sicht wiederum auf den Rapallo-Vertrag von 1922 ver-
wies. Zwar glaube er nicht, so der Gesandte, dass spätere Historiker den Mos-
kauer Vertrag einmal als ein weiteres „Rapallo“ charakterisieren würden, doch lie-
ßen sich gewisse Parallelen und formale Ähnlichkeiten aufzeigen42.

38 Brimelow an Edmonds (Moskau), 14. 8. 1970, abgedruckt in: DBPO III, Bd. I, S. 250–258,
hier S. 251.
39 Heath an Douglas-Home, 1. 9. 1971, auszugsweise abgedruckt in: Ebenda, S. 377.
40 Siehe Klaus Larres, Germany and the West: The „Rapallo Factor“ in German Foreign Policy
from the 1950s to the 1990s, in: Ders./Panikos Panayi (Hrsg.), The Federal Republic of Ger-
many Since 1949. Politics, Society and Economy Before and After Unification, London 1996,
S. 285–301.
41 Der Bundeskanzler entzog sich der exakten Koinzidenz durch eine vorzeitige Abreise aus
Moskau.
42 TNA, FCO33/1028, Bericht Edmonds über den sowjetisch-deutschen Vertrag vom 12. 8.
1970, 25. 8. 1970, Abschnitt 19.
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Edmonds bewegte sich mit diesem Hinweis auf Argumentationspfaden, die von
britischen Diplomaten und Politikern seit Jahrzehnten gut ausgetreten waren.
Auch wenn von dem besiegten Deutschland allein keine Bedrohung mehr aus-
ging, in Verbindung mit Russland stellte es immer noch eine tödliche Gefahr dar.
Mit diesem Argument hatte man beispielsweise 1948 im Foreign Office angesichts
von Stalins Berlin-Blockade einen Vorschlag von General Sir Brian Robertson
abgelehnt. Der Oberkommandierende in der britischen Besatzungszone hatte
angeregt, die Westmächte sollten sich aus Berlin und weiten Teilen Westdeutsch-
lands zurückziehen und die Bildung einer deutschen Zentralregierung ermögli-
chen43. Das gleiche Argumentationsmuster tauchte in allen Krisensituationen der
folgenden Jahre wieder auf, sei es bei den Diskussionen um die britische Haltung
zur Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 1952, sei es bei der Reaktion auf
Malenkows „Friedensoffensive“ vom März 1953 oder angesichts von Adenauers
Reise nach Moskau im Herbst 195544. Er sei immer davon ausgegangen, warnte
der britische Hochkommissar Sir Ivone Kirkpatrick im Frühjahr 1954, die eigent-
liche deutsche Gefahr liege „in the Germans’ traditional inclination to do a deal
with the East“45.

Die britischen Befürchtungen waren keineswegs auf die fünfziger Jahre
beschränkt. Auch bei der Wahrnehmung der ostpolitischen Neuorientierung der
Bundesrepublik in den Jahren nach 1968 tauchte das Gespenst von Rapallo in
den Vorstellungen britischer Politiker und Diplomaten gleichsam reflexartig wie-
der auf. Noch vor dem Machtwechsel von Kiesinger zu Brandt schrieb Botschafter
Wilson aus Moskau im Juli 1969 an seinen Außenminister, den Labourpolitiker
Michael Stewart, theoretisch bestehe eine Möglichkeit für die sowjetische Füh-
rung, sich die industriellen und finanziellen Ressourcen der Bundesrepublik zu
erschließen, in einem bilateralen Pakt nach dem Vorbild von Rapallo. Der Bot-
schafter fügte sogleich hinzu, er halte diese Option unter den gegenwärtigen
Umständen für äußerst unwahrscheinlich, wolle sie aber für die Zukunft nicht
völlig ausschließen46. Ein gutes Jahr später, am 14. August 1970, schrieb Brimelow
ein langes Memorandum an die britische Botschaft in Moskau. Darin bezweifelte
er ebenfalls, dass die Sowjetunion kurz- oder mittelfristige Pläne hege, die Bun-
desrepublik aus dem westlichen Bündnis herauszulocken. Er bemerkte aber
auch, die sowjetische Führung habe über die Jahre hinweg immer wieder mit der
Idee eines neuen Rapallo gespielt und es sichtlich genossen, Großbritannien
damit Angst einzujagen: „They may still entertain hopes that one day they may be
able to impose a radical change on the balance of power in Europe by playing

43 Vgl. Lothar Kettenacker, Britain as One of the Four Powers in Berlin, in: Jeremy Noakes u. a.
(Hrsg.), Britain and Germany in Europe 1949–1990, Oxford 2002, S. 163–183, hier S. 171.
44 Vgl. Spencer Mawby, Containing Germany. Britain and the Arming of the Federal Republic,
Houndmills/Basingstoke 1999; Yvonne Kipp, Eden, Adenauer und die deutsche Frage. Briti-
sche Deutschlandpolitik im internationalen Spannungsfeld 1951–1957, Paderborn 2002.
45 Kirckpatrick-Memorandum, 29. 5. 1954, zit. in: Mawby, Germany, S. 151.
46 Vgl. Wilson (Moskau) an Stewart, 14. 7. 1969, abgedruckt in: DBPO III, Bd. I, S. 179–187, hier
S. 183.
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the card of German reunification.“47 Premierminister Heath schließlich kommen-
tierte den Moskauer Vertrag Anfang September 1970 im Kabinett mit der Bemer-
kung, enge Beziehungen zwischen Deutschland und Russland seien in der Ver-
gangenheit selten zum britischen Vorteil gewesen. Die Bonner Ostpolitik dürfe
daher unter keinen Umständen zu einer Lockerung der Westbindungen der Bun-
desrepublik führen48.

Auch die britische Presse vermerkte aufmerksam, wenn in der Sowjetunion im
Zusammenhang mit der deutschen Ostpolitik von „Rapallo“ die Rede war. Die
Times berichtete im April 1972 über einen Artikel in der Pravda, der darauf hin-
wies, dass Rapallo ein Modell für die Beziehungen der UdSSR nicht nur zur Bun-
desrepublik, sondern auch zu Frankreich sein könnte. Damit spielte die Parteizei-
tung der KPdSU auf genau jene Konstellation einer doppelten deutschen und
französischen „special relationship“ mit Moskau an, die man in London fürch-
tete49. Die linke Wochenzeitschrift New Statesman hatte der Neuen Ostpolitik
schon im August 1970 anlässlich der Unterzeichnung des Moskauer Vertrages
eine Titelgeschichte gewidmet. Sie vermutete, dass die Bundesrepublik unter
Brandt eine Art „deutschen Gaullismus“ betreiben werde – eine ähnlich eigenwil-
lige Politik, wie der im Jahr zuvor zurückgetretene französische Staatspräsident.
Unter der Überschrift „Willy de Gaulle“ argwöhnte der Leitartikler des Blattes,
der größte Unterschied zwischen der französischen und der deutschen Ostpolitik
bestehe darin, dass Brandt Erfolg gehabt habe, wo de Gaulle gescheitert sei:
„[H]is four-hour interview with Brezhnev last week was more important than any
of the General’s Siberian cavalcades“50.

Der Karikaturist des Daily Express, Michael Cummings, spitzte die britischen
Sorgen vor der außenpolitischen Anziehungskraft der Bundesrepublik auf die
Sowjetunion satirisch zu, indem er Brandt als Marlene Dietrich in der Kostümie-
rung als ebenso verruchter wie verführerischer „Blauer Engel“ aus Josef von
Sternbergs UFA-Film von 1930 darstellte: zu seinen Füßen kniete Generalsekretär
Breschnew (als Professor Unrat), einen Blumenstrauß in der einen Hand, mit
der anderen zärtlich nach Brandts Fingern tastend. Die allseitige und potentiell
unheimliche Attraktivität Westdeutschlands wurde dadurch hervorgehoben, dass
neben Brandt Liebesbriefe von de Gaulle, Heath, Georges Pompidou und
Richard Nixon zu sehen waren. Bonn, so lautete die Botschaft, kann zwischen ver-
schiedenen diplomatischen Partnern wählen. Dass die Wahl zugunsten des
Westens ausfallen würde, schien keinesfalls gesichert, wenn man die historischen
Hinweise in Rechnung stellte, mit denen der Karikaturist seine Zeichnung
spickte. Schon der Blaue Engel verwies unmissverständlich auf die Zwischen-

47 Brimelow an Edmonds (Moskau), 14. 8. 1970, abgedruckt in: Ebenda, S. 250–258, hier S. 256.
48 Zit. bei Gottfried Niedhart, Auf dem Weg zur Anerkennung: Die DDR in der britischen Poli-
tik 1967–1973, in: Arnd Bauerkämper (Hrsg.), Britain and the GDR. Relations and Perceptions
in a Divided World, Berlin 2002, S. 153–172, hier S. 158; vgl. auch den Bericht von Botschafter
von Hase (London) an das Auswärtige Amt vom 2. 1. 1971, in: AAPD 1971, Bd. I, S. 3.
49 The Times vom 17. 4. 1972, S. 5.
50 New Statesman vom 21. 8. 1970, S. 193 f.
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kriegszeit; um jeden Zweifel auszuräumen, erinnerten zusätzlich ein Eisernes
Kreuz als Schubladengriff und vier Pickelhauben als Kommodenfüße am
Schminktisch hinter Brandt an Deutschlands militaristische Vergangenheit, die
möglicherweise von einer friedfertigeren Gegenwart nur zeitweilig verdrängt wor-
den war51.

II. Interessenergänzung und öffentlicher Stimmungswechsel

Der pro-zyklische Charakter der deutschen Ostpolitik

Nimmt man die Sichtweisen und Deutungsmuster aus Diplomatie, Politik und
Publizistik ernst, so verweisen sie auf beträchtliche unterschwellige Vorbehalte
gegenüber der Neuen Ostpolitik der Bundesrepublik. Ein wichtiger Grund,
warum das Zusammenspiel zwischen den Regierungen in Bonn und London in
dieser Zeit dennoch erstaunlich reibungsfrei verlief, ist sicherlich in dem zu
sehen, was man als den pro-zyklischen Charakter der deutschen Politik jener
Jahre beschreiben kann: die Einbettung der deutschen Ostpolitik in den Gesamt-
komplex der Ost-West-Beziehungen52. Die Bemühungen der Bundesrepublik,
ihre Beziehungen zu den Staaten des Warschauer Paktes, insbesondere zur

51 Vgl. Daily Express vom 10. 8. 1970.
52 Vgl. Werner Link, Détente auf deutsch und Anpassung an Amerika: Die Bonner Ostpolitik,
in: Detlef Junker (Hrsg.), Die USA und Deutschland im Zeitalter des Kalten Krieges 1945–
1990. Ein Handbuch, Bd. 2, Stuttgart/München 2001, S. 56–65.
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Sowjetunion und zur DDR, zu verbessern, bildeten schließlich nur einen Teil der
diplomatischen Initiativen in dieser Zeit. Die Entspannungspolitik spielte nicht
nur in den deutsch-britischen Beziehungen eine Rolle, sondern auch im Verhält-
nis Großbritanniens zu den USA53. Die Bundesregierung war schon unter Kiesin-
ger und dann auch unter Brandt darauf bedacht, die drei Westmächte über ihre
Schritte aufs Genaueste zu informieren. Die Ostpolitik sollte nicht als neuer deut-
scher Sonderweg erscheinen, sondern im Gegenteil als Beendigung dessen, was
Richard Löwenthal den deutschen Sonderkonflikt mit dem Osten genannt hat54.
Die inzwischen zugänglichen Regierungsakten belegen, dass die britische Regie-
rung dieses Bemühen gesehen und gewürdigt hat55. Das galt auch für den Fort-
gang der Verhandlungen, die Scheel und Bahr im Sommer 1970 in der sowjeti-
schen Hauptstadt führten und über die sie die Moskauer Vertreter der drei West-
mächte akribisch, in der Schlussphase fast täglich, unterrichteten56.

Schon im Januar 1970 hatte der britische Botschafter in Bonn, Sir Roger Jack-
ling, gegenüber dem damaligen Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Georg Ferdi-
nand Duckwitz, „geradezu emphatisch“, wie dieser schrieb, die Unterstützung
Londons für die Neue Ostpolitik betont und sie als den einzig möglichen Ver-
such bezeichnet, „aus den bestehenden Spannungsverhältnissen herauszukom-
men“57. Ein halbes Jahr später empfahl Jackling der frisch ins Amt gekommenen
Heath-Regierung, die Ostpolitik der Bundesrepublik weiterhin zu unterstützen,
„because it appears to coincide with our own aim of reducing tensions in
Europe“58. Jacklings Haltung hatte Tradition. Britische Vorschläge für ein politi-
sches und militärisches disengagement in Mitteleuropa reichten bis in die erste
Hälfte der fünfziger Jahre zurück, bis zu Churchills Entspannungsinitiativen nach
Stalins Tod in den Jahren 1953 und 195459. Es folgte eine Reihe weiterer Vor-
stöße: Anthony Edens Idee einer Sicherheitszone entlang des Eisernen Vorhangs
oder Harold Macmillans „Friedensplan“ während der zweiten Berlinkrise60. In

53 Vgl. Henry Kissinger, The White House Years, New York 1979, bes. Kapitel 11; David Dim-
bleby/David Reynolds, An Ocean Apart. The Relationship between Britain and America in the
20th Century, London 1988, bes. Kapitel 13.
54 Vgl. Richard Löwenthal, Vom kalten Krieg zur Ostpolitik, in: Ders./Hans-Peter Schwarz
(Hrsg.), Die zweite Republik. 25 Jahre Bundesrepublik Deutschland – eine Bilanz, Stuttgart
1974, S. 604–699, hier S. 604.
55 Siehe etwa Duckwitz an AA, 5. 11. 1969, in: AAPD 1969, Bd. II, Nr. 349, S. 1226; Boss (Brüs-
sel) an AA, 3. 12. 1970, in: AAPD 1970, Bd. III, Nr. 583, S. 2173.
56 TNA, FCO33/1028, Bl. 4 f., Bericht Edmonds über den sowjetisch-deutschen Vertrag, 2. 9.
1970; vgl. auch die Aufzeichnung über das Gespräch von Bahr mit Vertretern der Drei Mächte
in Moskau, 3. 8. 1970, in: AAPD 1970, Bd. II, Nr. 357, S. 1358–1362, sowie das entsprechende
Gespräch von Scheel, 6. 8. 1970, in: Ebenda, Nr. 372, S. 1405 f.
57 Aufzeichnung Duckwitz, 23. 1. 1970, in: AAPD 1970, Bd. I, Nr. 17, S. 67.
58 Jackling an FO, 25. 6. 1970, in: DBPO III, Bd. I, S. 243.
59 Vgl. Klaus Larres, Churchill’s Cold War. The Politics of Personal Diplomacy, New Haven/CT/
London 2002.
60 Vgl. Daniel Gossel, Briten, Deutsche und Europa. Die Deutsche Frage in der britischen
Außenpolitik 1945–1962, Stuttgart 1999, S. 131–222; Victor Mauer, Macmillan und die Berlin-
Krise 1958–59, in: VfZ 44 (1996), S. 229–256; John P. S. Gearson, Harold Macmillan and the Ber-
lin Wall Crisis. 1958–62: The Limits of Interest and Force, London 1998.
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der Labourpartei machten sich Parteichef Hugh Gaitskell und der Sicherheitsex-
perte Denis Healey im Frühjahr 1957 für eine militärisch ausgedünnte Zone in
Mitteleuropa stark, die dem wenige Monate später bekannt gewordenen Rapacki-
Plan nicht unähnlich war61. Gaitskells Nachfolger Harold Wilson sprach sich als
Oppositionsführer 1963 dafür aus, dass die Bundesrepublik ihren Beitrag zur
Entspannung leisten solle, indem sie die Oder-Neiße-Linie als deutsch-polnische
Grenze anerkenne62. Großbritannien hatte 1963 das Atomteststoppabkommen
und 1968 den Kernwaffensperrvertrag unterzeichnet und damit deutlich
gemacht, dass es der Entspannung Vorrang vor deutschen Wünschen nach einer
strikten Anwendung der Hallstein-Doktrin einräumte63.

In mancher Hinsicht näherte sich die Bundesrepublik mit der Neuen Ostpoli-
tik britischen Vorstellungen an. Die Anerkennung der Tatsache, dass eine Wie-
dervereinigung in absehbarer Zeit nicht möglich sei, die Akzeptanz der Oder-
Neiße-Linie, die Unterzeichnung des Kernwaffensperrvertrages durch die Bun-
desregierung im November 1969 – all das waren Aspekte der Ostpolitik, die der
britischen Interessenlage entsprachen. Insofern konvergierte die Politik beider
Länder. Man kann freilich noch einen Schritt weiter gehen und argumentieren,
dass Großbritannien und die Bundesrepublik ihre Positionen geradezu vertausch-
ten: Während für Bonn die strikte Nichtanerkennungspolitik der Adenauerzeit
außen- und deutschlandpolitisch in Sackgassen geführt hatte, erlebten britische
Politiker ihre Entspannungsinitiativen seit 1953 ebenfalls als eine Kette von Ent-
täuschungen. Während sich die Bundesrepublik der Entspannung zuwandte,
nahm London, insbesondere nach der Niederschlagung des Prager Frühlings,
Abstand von allzu optimistischen Erwartungen an die Entwicklung der Ost-West-
Beziehungen64. Nun waren es die Briten, die ihre deutschen Verbündeten davor
warnten, Risiken im Osten einzugehen und übertriebene Hoffnungen auf diplo-
matische Initiativen zu setzen. „Die sonst so entspannungsfreudigen Briten“,
berichtete Botschafter von Hase im Juni 1970 aus London, „sind spätestens seit
der CSSR-Krise 1968 davon überzeugt, dass Konzessionen an den Osten dessen
Appetit nur weiter reizen“65.

61 Vgl. Denis Healey, A Neutral Zone, in: Observer vom 2. 2. 1958; Hugh Gaitskell, The Chal-
lenge of Co-Existence, London 1957; Lawrence Black, “The Bitterest Enemies of Communism“:
Labour Revisionists and the Cold War, in: Contemporary British History 15 (2001), Nr. 3, S. 26–
62, hier S. 30 f.; Kenneth O. Morgan, Hugh Gaitskell and Foreign Affairs, in: Contemporary
Record 7 (1993), Nr. 2, S. 312–320, hier S. 317 f.
62 Vgl. Philip Ziegler, Wilson: The Authorised Life of Lord Wilson of Rievaulx, London 1995,
S. 149 f.
63 Vgl. Susanna Schrafstetter, Die dritte Atommacht. Britische Nichtverbreitungspolitik im
Dienst von Statussicherung und Deutschlandpolitik 1952–1968, München 1999.
64 Vgl. Geraint Hughes, British Policy towards Eastern Europe and the Impact of the “Prague
Spring“ 1964–1968, in: Cold War History 4 (2004), Nr. 2, S. 115–139, hier S. 129–131.
65 Hase (London) an AA, 13. 6. 1970, in: AAPD 1970, Bd. II, Nr. 268, S. 982; vgl. auch Morgan,
„Neue Ostpolitik“, in: Birke u. a. (Hrsg.), An Anglo-German Dialogue, S. 186 f.
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Die Dialektik deutscher Ost- und britischer Europapolitik

Britische Bedenken hinsichtlich allzu zuversichtlicher Erwartungen Bonns an die
Entspannungspolitik traten allerdings seit der zweiten Hälfte der sechziger Jahre
verstärkt gegenüber anderen Überlegungen in den Hintergrund. Das außenpoli-
tische Interesse Großbritanniens war in dieser Zeit nicht vorrangig auf den Ost-
West-Konflikt gerichtet, sondern auf den Beitritt zur Europäischen Gemein-
schaft66. Das galt schon für die Labour-Regierung bis Juni 1970, die noch in
ihrem Wahlkampfmanifest von 1964 den Verbindungen zum Commonwealth
Priorität vor der Europäischen Integration eingeräumt hatte, zwei Jahre später
jedoch aus einer Mischung ökonomischer und politischer Überlegungen heraus
umschwenkte67. Die folgende konservative Regierung unter Heath erklärte den
EG-Beitritt schließlich zu ihrem wichtigsten außenpolitischen Ziel68.

In London glaubte man, dass die Ostpolitik der Bundesrepublik diesem Ziel
auf verschiedene Weise nutzen würde. Man sah, dass Bonn aus innen- wie außen-
politischen Gründen an einer britischen Mitgliedschaft gelegen war69. Die Bon-
ner Regierung, so vermerkte der diplomatische Leiter der britischen Delegation
Con O’Neill nach Abschluss der Beitrittsverhandlungen, betrachtete „its East
European policy as being rooted in a successful development of its West Euro-
pean policy“. Je umstrittener die Brandt’sche Ostpolitik innenpolitisch wurde,
desto entschiedener habe die christdemokratische Opposition die Bemühungen
der sozial-liberalen Koalition um einen britischen EG-Beitritt unterstützt70. Eine
um Großbritannien und andere Staaten erweiterte Europäische Gemeinschaft,
eventuell irgendwann einmal sogar mit einer gemeinsamen Außenpolitik, würde
außerdem bei den Nachbarn Deutschlands in Ost und West die Sorge vor einer
Dominanz der Bundesrepublik mindern – und das war für die Bonner Regierung
angesichts ihrer unabhängigen Ostpolitik gerade im Hinblick auf das Verhältnis
zu Frankreich wichtiger denn je, wie man in London vermutete71.

Entscheidender als die Haltung Bonns, das einen britischen EG-Beitritt schon
seit Jahren unterstützte, war aus Londoner Sicht die Position Frankreichs, an des-

66 Streng juristisch gesehen gab es weiterhin drei Europäische Gemeinschaften: die Europä-
ische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), die Europäische Atomgemeinschaft (Eur-
atom) und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG); seitdem die Institutionen der
drei jedoch 1967 vereinigt worden waren, wurde es üblich, einfach nur von der Europäischen
Gemeinschaft (EG) zu sprechen.
67 Vgl. Helen Parr, A Question of Leadership: July 1966 and Harold Wilson’s European Deci-
sion, in: Contemporary British History 219 (2005), S. 437–458; Oliver Daddow (Hrsg.), Harold
Wilson and European Integration: Britain’s Second Application to Join the EEC, London 2002.
68 Siehe N. Piers Ludlow, Constancy and Flirtation: Germany, Britain, and the EEC, 1956–1972,
in: Noakes u. a. (Hrsg.), Britain and Germany, S. 95–112; Hugo Young, This Blessed Plot. Britain
and Europe from Churchill to Blair, London 1998, Kapitel 6 u. 7.
69 Vgl. etwa von Hase (London) an AA, 3. 11. 1971, in: AAPD 1971, Bd. III, Nr. 379.
70 Der Abschlussbericht vom Frühjahr 1972, aus dem dieses Zitat stammt, wurde erst im Jahr
2000 publiziert: Con O’Neill, Britain’s Entry into the European Community: Report by Sir
Con O’Neill on the Negotiations of 1970–1972, London 2000, S. 313.
71 Vgl. Edward Heath, The Course of My Life, London 1998, S. 361.

Dominik Geppert:
Großbritannien und die Neue Ostpolitik der Bundesrepublik 401

VfZ 3/2009

Jahrgang 57 (2009), Heft 3
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html
URL:  http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2009_3.pdf
VfZ-Recherche:  http://vfz.ifz-muenchen.de



sen Veto die beiden vorangegangenen Beitrittsversuche gescheitert waren. Daher
konzentrierte man sich nach dem Rücktritt de Gaulles eher auf Paris als auf
Bonn72. Auch in diesen Gesprächen war für London die Neue Ostpolitik von
Nutzen. „Herr Brandt’s independent Ostpolitik played a major part in affecting
French attitudes“, urteilte O’Neill nach dem erfolgreichen Abschluss der Ver-
handlungen73. Die Briten waren überzeugt, dass den Franzosen angesichts des
wachsenden Einflusses Bonns an einem stärkeren Gegengewicht innerhalb der
EG gelegen war und dass damit die Widerstände gegen einen britischen Beitritt
schwinden würden74. „[One] reason“, schloss O’Neill im Rückblick,

“and perhaps the main reason, why the French were prepared to let us in was
the French feeling that Germany was becoming too powerful and needed to be
balanced, inside the Community, by us. [. . .] French apprehensions were based
not only on Germany’s sheer economic weight; there was also the fact that Ger-
many was at last, as demonstrated by the Ostpolitik, beginning to play an inde-
pendent role in Europe and to prove the hollowness of the Gaullist belief that
France alone, among the countries of Western Europe, could conduct a
genuine dialogue and real negotiations with the Soviet Union.”75

Einen ähnlichen Versuch, die deutsche Ostpolitik als Instrument britischer Inter-
essenpolitik einzusetzen, scheint London auch gegenüber den USA unternom-
men zu haben. In Gesprächen mit den Amerikanern sprachen sich die Briten
ebenfalls für eine Unterstützung der Neuen Ostpolitik aus, ließen jedoch gleich-
zeitig Bedenken hinsichtlich einer stärker national geprägten Bonner Außenpoli-
tik durchblicken. Premierminister Wilson scheint bei einem Treffen mit Nixon
im Januar 1970 explizit erklärt zu haben, die Vereinigten Staaten sollten den bri-
tischen EG-Beitritt unterstützen, weil dieser helfen könnte, „nationalistische
Ambitionen“ der Deutschen zu begrenzen76.

Die Bedeutung von Personen und Generationen

Dies blieb jedoch taktisches Geplänkel. Nicht zuletzt die personelle Konstellation
an der Spitze der deutschen Regierung trug dazu bei, das Misstrauen in London
einzudämmen. Aus britischer Sicht kam der Person Brandts hierbei eine ent-
scheidende Bedeutung zu, während man an dessen Vorgänger im Kanzleramt
keine allzu großen Erwartungen geknüpft hatte. Premierminister Wilson rech-

72 Siehe neben O’Neill, Entry, auch Christopher Lord, Britain’s Entry into the European Com-
munity under the Heath Government of 1970–74, London 1993; Uwe Kitzinger, Diplomacy and
Persuasion: How Britain Joined the Common Market, London 1973.
73 O’Neill, Entry, S. 344.
74 Vgl. Heath, Course, S. 361. Zum historischen Hintergrund der diplomatischen Dreiecksbe-
ziehung zwischen London, Bonn und Paris siehe Martin P. C. Schaad, Bonn between London
and Paris?, in: Noakes u. a. (Hrsg.), Britain and Germany, S. 67–93.
75 O’Neill, Entry, S. 312.
76 So jedenfalls bei Kissinger, White House Years, S. 416. Wilson erwähnt diesen Aspekt des
Gesprächs in seinen Erinnerungen nicht; vgl. Harold Wilson, The Labour Government 1964–
1970, London 1971, S. 753 f.; Aufzeichnung Brandts über ein Gespräch mit Nixon, 11. 4. 1970,
in: AAPD 1970, Bd. I, Nr. 153, S. 595.
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nete Kiesinger dem auf Frankreich fixierten Flügel der Union zu. Er sei aus kul-
turellen und geographischen Gründen nach Paris ausgerichtet, eher ein zweiter
Adenauer als ein zweiter Erhard77. Brandt hingegen war nicht nur Sozialdemo-
krat, also ein Parteifreund Wilsons, sondern stand als norddeutsch-protestantisch
geprägter Politiker, der überdies fließend Englisch sprach, den Briten auch geo-
graphisch und kulturell näher. Er hatte zwar als Regierender Bürgermeister von
Berlin immer wieder Auseinandersetzungen mit den alliierten – auch den briti-
schen – Militärkommandanten der Stadt zu bestehen gehabt. Dem linken Partei-
flügel der Labour Party hatte er zudem Ende der fünfziger, Anfang der sechziger
Jahre als gefährlicher Scharfmacher und unverbesserlicher Kalter Krieger gegol-
ten78. Doch das war inzwischen weitgehend vergessen. Der Entspannungspolitiker
Brandt avancierte zu einer Heldengestalt für die Labour-Partei, die auch der
linke Flügel nicht mehr kritisierte79. Mehr noch: Über Parteigrenzen hinweg ver-
traute man Brandt, „der mit der Ostpolitik identifiziert wird und dessen Erfah-
rung im Umgang mit der UdSSR und DDR in seinen Berliner Jahren [die briti-
sche Regierung] überzeugt sein lässt, dass er mögliche Gefahren richtig bewer-
tet“, wie Botschafter Hase Anfang 1971 nach Bonn kabelte80.

Mit Wilsons Nachfolger als Premierminister, dem Tory-Führer Edward Heath,
verband den Bundeskanzler darüber hinaus das europapolitische Engagement.
Heath war einer der nicht sehr zahlreichen überzeugten „Europäer“ in der briti-
schen Politik. Er hatte seine Jungfernrede im Unterhaus 1950 zum Schuman-Plan
gehalten, den er als einer von wenigen Abgeordneten enthusiastisch begrüßte.
Gern betonte er seine Herkunft aus Broadstairs an der äußersten Ostspitze von
Kent, gleichsam in Sichtweite des Kontinents81. In den Beitrittsgesprächen war
der Kanzler für Heath und die britische Diplomatie „a powerful card of last
resort“, wie es im britischen Abschlussbericht über die Verhandlungen hieß. „He
was certainly much more disposed to intervene in our favour than his predeces-
sor Dr. Kiesinger had been in 1967 [beim zweiten gescheiterten Beitrittsgesuch
Großbritanniens].“82 Brandt und Heath, beide eher kontaktscheu und introver-
tiert, scheinen auch einen persönlichen Draht zueinander gefunden zu haben.
Klaus Harpprecht, seit 1972 als Redenschreiber für Brandt tätig, hat in seinen
Notizen aus dem Kanzleramt von einer „Fastfreundschaft“ gesprochen83. Heath
schrieb später, das einzige, was ihn an Brandt irritiert habe, seien die zunehmend

77 Vgl. Wilson, Labour Government, S. 368.
78 Vgl. Peter Merseburger, Willy Brandt, 1913–1992. Visionär und Realist, Stuttgart/München
2002, S. 371.
79 Siehe Denis Healey, The Time of My Life, London 1989, S. 359; vgl. auch den Workshop
“Willy Brandt – a German Hero?“ am DHI London (16. 2. 2004), Bericht in: Bulletin of the Ger-
man Historical Institute London 26 (2004), Nr. 1, S. 159 f.
80 Hase (London) an AA, 2. 1. 1971, in: AAPD 1971, Bd. I, Nr. 1, S. 3; vgl. auch Hase an AA,
13. 6. 1970, in: AAPD 1970, Bd. II, Nr. 268, S. 983.
81 Vgl. Heath, Course, S. 1–22; John Campbell, Edward Heath, London 1993.
82 O’Neill, Entry, S. 315.
83 Klaus Harpprecht, Im Kanzleramt. Tagebuch der Jahre mit Willy Brandt, Januar 1973 – Mai
1974, Reinbek 2000, S. 159.
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langen Gesprächspausen gewesen, in die der Kanzler, offensichtlich schweren
Gedanken nachhängend, verfallen sei84. Insgesamt stimmte die Chemie zwischen
den Regierungschefs während der zentralen Jahre der Neuen Ostpolitik – anders
als etwa zu Zeiten Macmillans, der fand, Adenauer sei ein „falscher und streit-
süchtiger alter Mann“85.

Einen beträchtlichen Anteil an diesem Wandel der persönlichen Beziehungen
auf höchster Ebene hatte der Abtritt jener Generation britischer Politiker, die
noch von den Erlebnissen in den Schützengräben des Ersten Weltkriegs geprägt
worden war. Zwischen 1940 und 1963 waren alle britischen Premierminister –
Churchill, Attlee, Eden und Macmillan – Veteranen des Ersten Weltkriegs, die in
ihren Kabinetten von Männern mit ähnlichen Erfahrungen umgeben waren. Erst
seit Mitte der sechziger Jahre strebten ehemalige Soldaten und Offiziere des
Zweiten Weltkriegs wie Healey in der Labour Party oder Heath bei den Tories in
die vordersten Ränge der Politik, deren Bild von Deutschland und den Deut-
schen weniger negativ festgefahren war – nicht zuletzt deshalb, weil ihre Genera-
tion keinen vergleichbar traumatischen Blutzoll entrichtet hatte wie ihre Väter
im Ersten Weltkrieg86.

Eine ähnliche Wachablösung fand etwa zu derselben Zeit im diplomatischen
Dienst statt, wo die auf das Commonwealth und die „special relationship“ mit
den USA fixierten älteren Jahrgänge sukzessive jüngeren Beamten Platz machten,
die ihre eigene Laufbahn und die nationalen Interessen ihres Landes eng mit
der europäischen Integration verknüpft sahen87. Nicht mehr Rapallo, München
1938 oder der Molotow-Ribbentrop-Pakt waren die prägenden Erfahrungen die-
ser Diplomatengeneration, sondern Suez 1956 sowie die zunehmend als eine
Reihe von Fehlentscheidungen wahrgenommenen verpassten Gelegenheiten
Großbritanniens, frühzeitig in aktiver und gestaltender Weise an der europä-
ischen Integration teilzunehmen88. Besonders deutlich wird das an den Lebens-
wegen und Karriereverläufen der beiden diplomatischen Chefunterhändler bei
den britischen Beitrittsverhandlungen zur EG von 1969 bis 1970. Con O’Neill
hatte sein Land schon zwischen 1963 und 1965 als Botschafter bei der Gemein-
schaft in Brüssel vertreten; nach seinem Ausscheiden aus dem diplomatischen

84 Vgl. Heath, Course, S. 606.
85 Zit. bei Richard Aldous, A Family Affair. The Art of Personal Diplomacy, in: Ders./S. Lee
(Hrsg.), Harold Macmillan and Britain’s World Role, Basingstoke 1996, S. 10.
86 Vgl. John Ramsden, Don’t Mention the War. The British and the Germans since 1890, Lon-
don 2006, S. 266.
87 Sowohl Brimelow als auch Greenhill gehörten von ihrem Geburtsjahrgang und von ihrer
fachlichen Expertise her zur erstgenannten Gruppe; vgl. Curtis Keeble, Brimelow, Thomas,
Baron Brimelow (1915–1995), in: Oxford Dictionary of National Biography, Oxford 2004
[http://www.oxforddnb.com/view/article/59781, eingesehen am 4. 12. 2007]; John Ure,
Greenhill, Denis Arthur, Baron Greenhill of Harrow (1913–2000), in: Oxford Dictionary of
National Biography; online edn, Oct 2006 [http://www.oxforddnb.com/view/article/74883,
eingesehen am 4. 12. 2007].
88 Vgl. Young, Blessed Plot, S. 172–213; siehe auch Helen Parr, “Gone Native“: The Foreign
Office and Harold Wilson’s Policy towards the EEC, 1964–67, in: Daddow (Hrsg.), Harold Wil-
son, S. 75–94.
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Dienst fungierte er 1974/75 während des britischen Referendums über den Ver-
bleib in der EG als Direktor der „Britain in Europe“-Kampagne89. Sein Stellvertre-
ter John Robinson, der als „militante Vorhut“ der europäischen Sache im Foreign
Office bezeichnet worden ist, hatte seinen Werdegang in noch stärkerem Maße
auf die europäische Integration ausgerichtet: Anfang der sechziger Jahre gehörte
er zur britischen Delegation, die nach Macmillans Kurswechsel in der Europapoli-
tik über das erste britische Aufnahmegesuch verhandelte; nach de Gaulles Veto
1963 blieb er in Brüssel, ehe er 1968 die Leitung der Abteilung für europäische
Wirtschaftsintegration im Foreign and Commonwealth Office übernahm90.

Ökonomische Überlegungen der britischen Regierung

Neben den Auswirkungen dieser Generationenwechsel, persönlichen Affinitäten
sowie der Dialektik von deutscher Ost- und britischer Europapolitik spielten
handfeste ökonomische Überlegungen eine Rolle. Gerade die britische Verwal-
tungsbürokratie in Whitehall hoffte, die Beziehungen, insbesondere die Wirt-
schaftsbeziehungen zur DDR, würden sich als Folge der westdeutschen Entspan-
nungspolitik verbessern lassen. Seit den fünfziger Jahren hatte es vereinzelt
Kontakte zwischen britischen Privatunternehmen und der DDR gegeben. Die bri-
tische Regierung weigerte sich jedoch standhaft, längerfristige Handelsverträge
abzuschließen oder Bürgschaften für Handelskontakte mit Ostdeutschland in
Aussicht zu stellen. Seit Mitte der sechziger Jahre kam es deswegen immer wieder
zu Auseinandersetzungen innerhalb des Regierungsapparates. Das Schatzamt, das
Handelsministerium und später auch das Technologieministerium versprachen
sich angesichts der chronisch schwachen Volkswirtschaft einiges von verstärkten
Handelsbeziehungen. Das Innenministerium tendierte dazu, Visa-Anträge aus der
DDR wohlwollend zu behandeln. Sie alle wollten die Nichtanerkennungsdoktrin
lockerer auslegen und verwiesen darauf, dass andere westliche Länder, zum Bei-
spiel Frankreich, insbesondere aber die Bundesrepublik selbst, in dieser Hinsicht
weniger Skrupel hatten. Das Foreign Office hingegen warnte beharrlich vor Span-
nungen in den Beziehungen mit Bonn und Washington91.

Erst die Neue Ostpolitik der sozial-liberalen Regierung erlaubte es dem briti-
schen Außenministerium, seine Bedenken beiseite zu schieben und auf die Linie
der anderen Ministerien einzuschwenken. Die Regierung Brandt–Scheel war
gerade einmal zehn Tage im Amt, da berichtete Botschafter Blankenhorn aus

89 Vgl. Roy Denman, O’Neill, Sir Con Douglas Walter (1912–1988), rev., in: Oxford Dictionary
of National Biography [http://www.oxforddnb.com/view/article/39892, eingesehen am 4. 12.
2007].
90 Vgl. Roy Denman, Robinson, John Armstrong (1925–1998), in: Oxford Dictionary of Natio-
nal Biography [http://www.oxforddnb.com/view/article/69317, eingesehen am 4. 12. 2007].
91 Vgl. Henning Hoff, Großbritannien und die DDR. Diplomatie auf Umwegen, München
2003, S. 431–442; Klaus Larres, Britain and the GDR in the 1960s: The Politics of Trade and
Recognition by Stealth, in: Noakes u. a. (Hrsg.), Britain and Germany, S. 187–217; ders., Britain
and the GDR. Political and Economic Relations 1949–1989, in: Ders./Elizabeth Meehan
(Hrsg.), Uneasy Allies, Oxford 2000, S. 63–98.
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London, das Foreign Office unterstütze die neuformulierte Deutschlandpolitik
Bonns, habe aber Gesprächsbedarf angemeldet, vor allem hinsichtlich der „Aus-
gestaltung der britischen Handels- und Kulturbeziehungen zur DDR“92. Zu die-
sem Zeitpunkt war es bereits zu inoffiziellen Treffen zwischen Beamten der briti-
schen Regierung und einer DDR-Delegation in London gekommen. Aus diesen
Gesprächen ging wenig später das erste langfristige, sich über drei Jahre erstre-
ckende Handelsabkommen zwischen der DDR und Großbritannien hervor. Auf
britischer Seite hatte der Arbeitgeberverband CBI (Confederation of British
Industry) stellvertretend für die Regierung gehandelt; auf DDR-Seite die KfA
Ltd., offiziell eine ostdeutsche Privatfirma in London, tatsächlich aber bereits der
Kern der späteren DDR-Botschaft. Die Briten hatten in dem Abkommen erstmals
die Bezeichnung „German Democratic Republic“ ohne Anführungszeichen
akzeptiert93.

Brandt machte zwei Wochen später im Gespräch mit dem britischen Außenmi-
nister deutlich, dass er anders als seine Vorgänger nichts gegen ein derartiges
Vorgehen einzuwenden habe. Man solle es der DDR nicht zu schwer machen, so
Brandt, „der Vorteile des internationalen Austauschs auf dem Gebiet der Wirt-
schaft und der Kultur teilhaftig zu werden. Eine stärkere Formalisierung des Han-
dels könne keinen Schaden tun.“94 Damit war der Damm gebrochen. Im Sommer
1970 wurden sogenannte „GDR Committees“ innerhalb der CBI und der Londo-
ner Handelskammer gegründet, die bald mehr als 400 Firmen repräsentierten.
Ein Jahr darauf wurde das erste offizielle Büro des CBI in Ost-Berlin eröffnet. Die
Handelskontakte hielten allerdings nicht, was sich manche Briten in Regierung
und Privatwirtschaft davon versprochen hatten – vor allem weil die DDR zwar
daran interessiert war, nach Großbritannien zu exportieren, sich aber gegen briti-
sche Importe weitgehend abschottete95.

Die Ostpolitik in der Parteienlandschaft und Medienöffentlichkeit Großbritanniens

Wie mittlerweile in zahlreichen Studien detailliert nachgewiesen werden konnte,
hatte die DDR die Verbesserung ihrer Wirtschaftsbeziehungen zu Großbritannien
mit beträchtlichem Aufwand, aber mäßigem Erfolg vorbereitet, indem sie sich
jahrelang systematisch bemühte, auf die öffentliche Meinung in Großbritannien
einzuwirken96. Einige Parlamentarier, vor allem auf der Linken der Labour-

92 Blankenhorn (London) an AA, 31. 10. 1969, in: AAPD 1969, Bd. II, Nr. 340, S. 1201.
93 Vgl. Hoff, Großbritannien, S. 441 f.; Niedhart, Anerkennung, in: Bauerkämper (Hrsg.), Bri-
tain and the GDR, S. 164–169; Marion Howarth, Die DDR-Präsenz in Großbritannien vor und
nach der diplomatischen Anerkennung, in: DeutschlandArchiv 32 (1999), S. 591–600.
94 Gespräch Brandts mit Stewart, 14. 11. 1969, in: AAPD 1969, Bd. II, Nr. 362, S. 1282.
95 Vgl. Larres, Britain and the GDR, in: Ders./Meehan (Hrsg.), Uneasy Allies, S. 89 f.
96 Neben Hoff, Großbritannien, sind hier vor allem zu nennen: Henning Hoff, „... Largely the
Prisoners of Dr. Adenauer’s Policy“. Großbritannien und die DDR (1949–1973), in: Ulrich Pfeil
(Hrsg.), Die DDR und der Westen. Transnationale Beziehungen 1949–1989, Berlin 2001,
S. 185–206; ders., The GDR and the Labour Party, 1949–1989, in: Stefan Berger/Norman
LaPorte (Hrsg.), The Other Germany: Perceptions and Influences in British-East German Rela-
tions, 1945–1990, Augsburg 2005, S. 125–140; Stefan Berger/Darren Lilleker, The British
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Partei, die sich für die DDR interessierten und für die Anerkennung des SED-
Regimes einsetzten, wurden immer wieder eingeladen97. Stefan Berger und Nor-
man LaPorte haben gezeigt, dass deren Aktivitäten seit der zweiten Hälfte der
fünfziger Jahre beinahe den Charakter einer „Paralleldiplomatie“ neben der offi-
ziellen Außenpolitik der britischen Regierung angenommen hatten98. Im Unter-
haus existierte seit 1966 überdies ein inoffizielles Britain-GDR Committee, das
freilich keinen großen Einfluss besaß. 1971 wurde ein British Committee for the
Recognition of the GDR ins Leben gerufen, dem unter anderem der Labour-Poli-
tiker und ehemalige Minister Richard Crossman angehörte, außerdem der frü-
here stellvertretende Stadtkommandant von Berlin Geoffrey McDermott, aber
auch einige liberale und konservative Politiker99. Höhepunkt der Aktivitäten des
Komitees war ein Leserbrief an die Times, den Crossman zusammen mit dem libe-
ralen Parteiführer David Steel und anderen im Juni 1971 schrieb und in dem die
Anerkennung der DDR gefordert wurde – nicht zuletzt mit Verweis auf die Neue
Ostpolitik der Bundesrepublik, aber auch im Hinblick auf den großen ökonomi-
schen Erfolg der DDR100.

Die interessanteste und schillerndste Figur in diesem Geflecht großenteils obsku-
rer, randständiger Personen war Richard Crossman, ein enger politischer Freund
Wilsons, der zwischen 1964 und 1970 verschiedene Ministerämter innehatte und
von 1970 bis 1972 die linke Wochenzeitschrift New Statesman herausgab. Crossman
sprach deutsch, hatte 1930 ein Jahr in Deutschland verbracht, eine deutsche Frau
geheiratet und im Zweiten Weltkrieg die Deutschlandabteilung der Dienststelle für
Psychologische Kriegsführung geleitet101. Nach dem Krieg hielt er seine Verbin-
dungen aufrecht, stand in Kontakt sowohl mit Ernst Reuter als auch mit Brandt,
aber seit Ende der fünfziger Jahre auch mit SED-Politikern wie Albert Norden. Als
Parlamentsabgeordneter für Coventry war er an den Städtekontakten mit Dresden
beteiligt, die seit den fünfziger Jahren existierten102. Interessant sind Crossmans
deutschlandpolitische Ansichten, über die wir mittlerweile durch die Arbeiten von
Henning Hoff, Stefan Berger und Norman LaPorte recht gut informiert sind; sie
ähneln teilweise frappierend den Konzepten, die Anfang der sechziger Jahre im

Labour Party and the German Democratic Republic during the Era of Non-Recognition, 1949–
1973, in: Historical Journal 45 (2002), S. 433–458; Hans-Georg Volz, Verordnete Völkerfreund-
schaft. Das Wirken der Freundschaftsgesellschaft DDR–Großbritannien und der Britain-GDR
Society. Möglichkeiten und Grenzen, Leipzig 2004.
97 Siehe Hoff, Großbritannien, S. 127–169 u. S. 257–275; David Childs, British Labour and
Ulbricht’s State, in: Adolf M. Birke/Günther Heydemann (Hrsg.), Britain and East Germany
Since 1918, München 1992, S. 95–106.
98 Berger/LaPorte, Ostpolitik, S. 399–408.
99 Vgl. Hoff, Großbritannien, S. 386–407; ders., Dr. Adenauer’s Policy, in: Pfeil (Hrsg.), DDR,
S. 191–197.
100 Vgl. Childs, British Labour, in: Birke/Heydemann (Hrsg.), Britain and East Germany, S. 103.
101 Oxford Dictionary of National Biography, From the earliest times to the year 2000, Bd. 14,
Oxford 2004, S. 452–454. Vgl. auch Hoff, Großbritannien, insbes. S. 270–275 u. S. 349–351; Ber-
ger/LaPorte, Ostpolitik, S. 410–413.
102 Vgl. Merrilyn Thomas, Communing with the Enemy: Covert Operations, Christianity and
Cold War Politics in Britain and the GDR, Oxford 2005.
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Umkreis von Brandt in Berlin entwickelt wurden – vom unerschütterlichen Anti-
kommunismus, auf dem sie beruhten, über die Betonung von Koexistenz und
Kooperation bis hin zur faktischen Anerkennung der DDR, für die Crossman deut-
lich früher öffentlich warb als Brandt und Bahr103. „One of the main weaknesses of
West German policy“, schrieb Crossman im Sommer 1965 an Wilson,

“flows from the glaring contradiction between the ostensible aim of achieving
reunification and the cold war waged against the Ulbricht regime. [. . .] the
Ulbricht regime is strengthened by West German attempts to overthrow it, and
can only be ‘killed with kindness’. In an atmosphere of cold war, Ulbricht and
Ulbrichtism flourish. In an atmosphere of détente, conditions are created for an
easing of the tyranny under which the East Germans suffer.”104

Diese Analyse klingt zwar wie eine radikalere Variante von Bahrs Konzept eines
„Wandels durch Annäherung“105 und zugleich wie eine Vorwegnahme der ostpoli-
tischen Strategie unter Bundeskanzler Brandt; doch darf man Crossmans Rolle als
Vordenker deutscher Ostpolitik nicht überbewerten. Die Königswinter-Konferen-
zen, auf denen er regelmäßig westdeutsche Politiker traf, scheinen in ihrer Wir-
kung als Ideenbörse für neue Ansätze in der Ostpolitik begrenzt gewesen zu
sein106. Jedenfalls taucht Crossman weder in Brandts und Bahrs Erinnerungsschrif-
ten auf noch in den bisher erschienenen Bänden der Berliner Ausgabe wichtiger
Reden, Artikel und Briefe Brandts. Außerdem war Crossman selbst in der Regie-
rungszeit der Labour-Partei zwischen 1964 und 1970 zunächst als Wohnungsbau-
minister, später als Sprecher des Unterhauses und Gesundheitsminister weit von
den Schalthebeln der Außenpolitik entfernt. Schließlich sollte auch sein Einfluss
auf die öffentliche Meinung als Herausgeber des New Statesman in den Jahren 1970
bis 1972 nicht überschätzt werden. Denn selbst die konservative britische Presse
stellte dem sozialdemokratischen Bundeskanzler inzwischen bessere Noten aus als
etwa dem ersten Regierungschef Adenauer. „Under Adenauer the Germans lear-
ned to forget; under Brandt they are learning“, urteilte George Gale, Chefredak-
teur der konservativen Wochenzeitschrift Spectator im August 1970:

“The West and the East need not especially like or admire the Germany we and
they have now got; but both East and West have much to be thankful for [. . .]
thanks to Adenauer, Germany became no worse than it was and better than we
feared, and [. . .] thanks to Brandt, Germany may now become better than we
hoped, and, more particularly, a better neighbour than it has ever been.”107

103 Vgl. Hoff, Großbritannien, bes. S. 270–275 u. S. 349–351; Berger/LaPorte, Ostpolitik,
S. 410–413.
104 Crossman an Wilson, 11. 8. 1965, zit. nach Hoff, Großbritannien, S. 349. Die Formel des „Kil-
ling with Kindness“ hatte Crossman der britisch-irischen Politik entlehnt; sie kennzeichnete
ursprünglich den Versuch, home rule-Bestrebungen dadurch auszuhebeln, dass man die Kritik-
punkte der irischen Nationalisten auf pragmatische Weise einzeln anging, ohne in der Grund-
frage Kompromissbereitschaft zu zeigen.
105 So Hoff, Großbritannien, S. 351.
106 Zum Hintergrund vgl. Christian Haase, Pragmatic Peacemakers. Institutes of International
Affairs and the Liberalization of West Germany 1945–73, Augsburg 2007, S. 191–218.
107 George Gale, Willy Brandt’s Modern Europe, in: Spectator vom 15. 8. 1970, S. 151 f.
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Wichtiger als die Einschätzung politischer Wochenzeitschriften war das Urteil der
großen Tageszeitungen wie The Times, Guardian und Daily Telegraph. Diese inter-
pretierten die Neue Ostpolitik vor allem als Hinnahme der Teilung Deutschlands
durch die Bundesrepublik. Europa werde erleichtert sein, bemerkte die Times
anlässlich der im Dezember 1972 bevorstehenden Unterzeichnung des deutsch-
deutschen Grundlagenvertrages, „that the Germans have found a way of coming
to terms with their own division. Nothing in history is ever final, but this week’s
treaty does seem to establish a European order that will not be changed by any
factor now conspicuous on the European landscape.“108

Die deutsche Botschaft in London, die das britische Pressecho genau verfolgte,
sprach im Januar 1971 von einem „positiven Gesamtbild“. Nur der konservative
Daily Telegraph melde seit langem konsequent Bedenken an109. Tatsächlich hatte
der Daily Telegraph bereits die Unterzeichnung des Moskauer Vertrages im August
1970 mit skeptischen Worten kommentiert. „Misgivings about the West German-
Russian treaty“, so sein Leitartikler, „are not removed by the full text. The Rus-
sians have achieved a priceless consolidation, strengthening and de jure accep-
tance of their East European empire. The status quo, for the whole of Europe,
has been put in a very deep freeze.“110

Insgesamt jedoch begrüßte die öffentliche Meinung des Landes die Unterstüt-
zung der britischen Regierung für die deutsche Ostpolitik oder stand ihr zumin-
dest nicht im Wege. Der britische Sinn für Pragmatismus und Realismus, tiefsit-
zende Ängste vor der Macht eines vereinigten Deutschlands, die Tatsache, dass
der Antikommunismus in Großbritannien nie so stark verwurzelt gewesen war wie
in der Bundesrepublik oder in den USA, und vielleicht sogar hier und dort heim-
liche Sympathien für den underdog DDR, der sich gegen die wirtschaftlich über-
mächtige Bundesrepublik behaupten musste – all diese Faktoren trugen dazu
bei, dass die Neue Ostpolitik der Bundesrepublik überwiegend positiv bewertet
wurde, dass Irritationen wie die geschilderten Unstimmigkeiten in der Berlin-
Frage begrenzt und die verschiedenen Schritte in dem komplexen Vertragsge-
flecht verlässlich aufeinander abgestimmt werden konnten. Großbritannien hielt
bis Anfang 1973 an seiner Nichtanerkennungspolitik gegenüber der DDR fest.
Erst nachdem der deutsch-deutsche Grundlagenvertrag unterschrieben worden
war, erfolgte die offizielle Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen der
DDR und Großbritannien am 9. Februar 1973.

Ausblick und Schlussfolgerungen

Freilich waren westdeutsche und britische Interessen auch danach nicht de-
ckungsgleich; unterschiedliche politische Akzentsetzungen bestanden fort. Dies
wurde etwa bei der Haltung Großbritanniens zur KSZE-Konferenz deutlich, die

108 The Times vom 8. 11. 1972; vgl. auch The Times vom 12. 8. 1970 und vom 20. 5. 1972, sowie
The Guardian vom 13. 8. 1970.
109 Hase (London) an AA, 2. 1. 1971, in: AAPD 1971, Bd. I, Nr. 1, S. 4.
110 Daily Telegraph vom 12. 8. 1970.
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in den Jahren nach Abschluss des Grundlagenvertrages aus britischer Sicht die
ostpolitische Agenda bestimmte. Wieder war die erste Reaktion Skepsis, ja Ableh-
nung. Man fürchtete, bestenfalls werde es ein bedeutungsloses diplomatisches
Geplänkel geben, schlimmstenfalls gelinge es der Sowjetunion, den Westen zu
spalten. Die Bundesrepublik habe ein Interesse an der Konferenz, von der sie
sich konkrete Verbesserungen in der praktischen Zusammenarbeit mit der DDR
verspreche, hieß es in einem Memorandum des Foreign Office vom April 1972;
Großbritannien hingegen besitze ein solches Interesse nicht. Die Deutschen arg-
wöhnten daher, „that our view of the conference is negative and that we regard
it as primarily an occasion for judicious political warfare (which of course we
do)“111. Erst allmählich begannen manche Diplomaten, dem Unternehmen posi-
tive Seiten abzugewinnen: Man konnte die außenpolitischen Abstimmungsmecha-
nismen innerhalb der EG testen; vielleicht gelang es sogar, in humanitären Fra-
gen in die Offensive zu kommen und die Anwendung der Breschnew-Doktrin zu
begrenzen. Der Abschlussbericht des britischen Delegationsleiters vom 25. Juli
1975 fiel daher verhalten positiv aus:

“Starting from the premise that the West had no practical alternative to the
recognition of the status quo and that the Ostverträge had already taken a large
step in this direction, I believe that we can conclude that a satisfactory price
was extracted for this recognition, while the potentially awkward consequences
were avoided.”112

Einen Tag später, am 26. Juli 1975, hielt die frisch gekürte Parteichefin der briti-
schen Konservativen, Margaret Thatcher, ihre erste große Rede zur Außenpolitik.
Détente sei ein schönes Wort, behauptete sie. Aber das ändere nichts an der Tatsa-
che, dass durch das gesamte letzte Jahrzehnt der Entspannung hindurch die
Sowjetunion ihre Militärmacht ausgebaut habe, weiter ausbaue und keinerlei
Anstalten mache, in ihren Rüstungsanstrengungen nachzulassen. Wenn es zu
wirklicher Entspannung kommen solle, müsse sich die Sowjetunion von Grund
auf ändern: „No flood of words emanating from a summit conference will mean
anything unless it is accompanied by some positive action by which the Soviet lea-
ders show that their ingrained attitudes are really beginning to change.“113

Thatchers Meinung war zu diesem Zeitpunkt eine Außenseiteransicht, umstrit-
ten sogar in ihrer eigenen Partei, die sich zudem inzwischen in der Opposition
befand. Aber die Rede wies doch in mancher Hinsicht in die Zukunft. Während
sich in der Bundesrepublik die Christdemokraten allmählich mit den Ergebnis-
sen der sozial-liberalen Ostpolitik abzufinden begannen, schwenkten die briti-
schen Konservativen auf einen stärker konfrontativen Kurs ein. Anders als für das

111 Braithwaite an Allen, 25. 4. 1972, in: DBPO III, Bd. 2: The Conference on Security and
Cooperation in Europe, 1972–75, London 1997, S. 40.
112 Hildyard an Callaghan, 25. 7. 1975, in: Ebenda, S. 447–454, hier S. 451.
113 Ansprache vor der Chelsea Constituency Association, 26. 7. 1975, abgedruckt in: Robin Har-
ris (Hrsg.), The Collected Speeches of Margaret Thatcher, London 1998, S. 23–28, hier S. 25–
27. Zum Hintergrund siehe John Campbell, Margaret Thatcher, Bd. 1: The Grocer’s Daughter,
London 2000, S. 338–342; Dominik Geppert, Thatchers konservative Revolution. Der Rich-
tungswandel der britischen Tories 1975–1979, München 2002, S. 142–144.
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geteilte Deutschland war die Entspannungspolitik für Großbritannien in den
siebziger und achtziger Jahren nicht von überragendem nationalen Interesse,
sondern lediglich eine unter mehreren außenpolitischen Optionen114.

Aufs Ganze gesehen waren die britische und die deutsche Außenpolitik in der
Ära der Entspannung somit eher von Interessenergänzung als von Interessen-
identität geprägt. Daneben blieb gerade in der Anfangsphase der Neuen Ostpoli-
tik genug Raum für unterschiedliche Schwerpunktsetzungen und das Fortwirken
überkommener Denkmuster und Vorurteile. Die ersten Reaktionen der briti-
schen Diplomatie auf den Moskauer Vertrag im August 1970 zeigten das unmiss-
verständlich, auch wenn die Differenzen und der historisch verwurzelte Argwohn
selten so offenkundig zutage traten wie in jenem Sommer. London betrachtete
nicht nur die fehlende Verankerung alliierter Vorbehaltsrechte mit Misstrauen,
sondern auch die damit möglicherweise verbundenen wirtschaftlichen und strate-
gischen Verschiebungen. Aus britischer Sicht profitierte der Westen – und insbe-
sondere das eigene Land – mittelfristig deutlich weniger von dem Vertragswerk
als die Sowjets, „[who] have gained the substance of the argument which has con-
tinued on German problems since the formation of the two German states“115.
Vor dem Hintergrund derartiger Bedenken ist es bezeichnend, dass am 6. August
1970 nicht der amerikanische oder französische Botschafter in Moskau interve-
nierten, sondern der britische Gesandte, der aus protokollarischen Gründen jede
nur erdenkliche Rechtfertigung besessen hätte, sich im Windschatten seiner
höherrangigen Kollegen zu halten116.

Zugleich jedoch macht das Bemühen der britischen Offiziellen, die Wogen
nach dem Edmonds-Zwischenfall sofort wieder zu glätten, auch deutlich, wie viel
aus britischer Sicht dafür sprach, die ostpolitischen Initiativen der Bundesregie-
rung zu unterstützen und der Furcht vor einer Neuauflage deutscher Schaukelpo-
litik keine allzu große Bedeutung beizumessen. Im Unterschied zu Rapallo wurde
letztlich weder der Moskauer noch später der Warschauer, der Prager oder der
Grundlagenvertrag von London als deutscher Alleingang wahrgenommen, auch
wenn die Zweifel in dieser Hinsicht nur langsam wichen. Die Ostpolitik deckte
sich vielmehr mit dem britischen Ziel des Abbaus von Spannungen in Europa.
Sie erleichterte aus britischer Sicht den EG-Beitritt und ermöglichte es Großbri-
tannien, seine Wirtschaftskontakte zur DDR zu intensivieren. Die Konstellation
von Personen an den Regierungsspitzen beider Länder wirkte sich ebenso güns-
tig aus wie ein allmählicher Generationswechsel in Politik und Diplomatie. Die
ostpolitischen Initiativen der Bonner Regierung spielten keine Rolle im Parteien-
streit, und auch die veröffentlichte Meinung des Landes stand ihnen eher positiv,
jedenfalls nicht ablehnend gegenüber. Das Oszillieren zwischen der Fortexistenz
anti-deutscher Stereotypen auf der Wahrnehmungsebene und pragmatischer
Zusammenarbeit auf der operativen Ebene kann dabei durchaus als Struktur-

114 Siehe hierzu DBPO III, Bd. 3: Détente in Europe, 1972–1976, London 2001.
115 TNA, FCO33/1028, Bericht Edmonds über den sowjetisch-deutschen Vertrag vom 12. 8.
1970, 25. 8. 1970, Summary.
116 Vgl. Nicholls, Neighbours, S. 11 u. S. 15.
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merkmal britischer Deutschlandpolitik nach 1945 gedeutet werden. Donald
Cameron Watt, einer der führenden britischen Diplomatiehistoriker seiner Zeit,
hatte bereits 1965 zwei deutlich voneinander unterschiedene, ja miteinander kon-
fligierende Einstellungen seiner Landsleute gegenüber Deutschland beschrieben:
auf der einen Seite „the traditional realism of Britain’s political and professional
diplomatic leadership“ und auf der anderen „emotional attitudes of hostility“, die
er vor allem in der öffentlichen Meinung Großbritanniens verortete117.

Demgegenüber zeigten die britischen Reaktionen auf die Neue Ostpolitik der
Bundesrepublik Anfang der siebziger Jahre ein ambivalenteres Bild, bei dem
sowohl in der professionellen Diplomatie und in der Politik als auch in der
Öffentlichkeit Großbritanniens gefühlsmäßige Vorbehalte wie rationale Nützlich-
keitserwägungen sichtbar wurden. Insgesamt ließ der Rapallo-Reflex allmählich
nach, ohne indes völlig zu verschwinden, wie knapp zwei Jahrzehnte später bei
der Haltung Margaret Thatchers zur deutschen Wiedervereinigung deutlich
wurde118. Wenn sich die britische Seite in den multilateralen Verhandlungen und
bilateralen Abstimmungen der deutschen Ostpolitik Anfang der siebziger Jahre
insgesamt als weniger sperrig erwies als die amerikanische oder französische, so
lag das weder an einer fugenlosen Übereinstimmung mit der Bonner Politik
noch an grenzenlosem Vertrauen in die bundesdeutsche Diplomatie. Den Aus-
schlag gaben vielmehr eine nüchterne Abwägung der diplomatischen und wirt-
schaftlichen Interessen Großbritanniens sowie die Stimmungslage in Politik und
Medien.

117 Donald Cameron Watt, Britain Looks to Germany. British Opinion and Policy towards Ger-
many since 1945, London 1965, S. 152 u. S. 154.
118 Margaret Thatcher, Downing Street No. 10. Die Erinnerungen, Düsseldorf u. a. 1993,
S. 1084, sah eine Gefahr darin, „dass sich Deutschland – zunächst im Banne Gorbatschows
und später von der Aussicht auf die Wiedervereinigung geködert – vom westlichen Bündnis
fort- und zur Neutralität hinbewegen könnte“.

412 Aufsätze

VfZ 3/2009

Jahrgang 57 (2009), Heft 3
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html
URL:  http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2009_3.pdf
VfZ-Recherche:  http://vfz.ifz-muenchen.de


